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Der Oeimatdienst

Die deutsche Stadiverwaiiuna
Von Oberbürgermeister B öß - Berlin.

Umfang und Inhalt der deutschen Stadtverwaltung unter-

scheiden sich von der anderer Länder. In den französischenGe-

meinden steht die im Auftrage des Staates geführte Ver-

waltung im Vordergrun.de. Die Selbstverwaltung der örtlichen

Angelegenheiten, die vom Staat stark bevormundet wird, steht
nach den Gesetzen in zweiter Linie. England hat im Gegensatz
zu den Großstaaten des Festlandes keine in mehreren Instanzen
aufgebaute staatliche Verwaltungsorganisation. Die gesamte
innere Verwaltung obliegt den Gemeinden. Ein Unterschied
zwischen Auftragsverwaltung und Selbstverwaltung besteht
nicht. Die englischen Gemeinden führen die Verwaltung auf
Grund und in den Grenzen der Befugnisse, die ihnen durch das

gemeine Recht oder durch parlamentsbeschlüsseverliehen sind.
In den Vereinigten Staaten von Amerika werden die Städte

nur selten für die örtliche Ausübung staatlicher Funktionen in

Anspruch genommen. Umfang und Inhalt ihrer Selbst-
verwaltung werden in staatlichen Verfassungsbriefen genau

bestimmt. In Deutschland hat die geschichtliche Entwicklung
ebenso wie in Frankreich zwei Arten von Gemeindeaufgaben
g«eschaffen.Die Gemeinde soll in erster Linie die örtliche Ver-

waltung führen, nebenbei aber auch Organ der Staats-

verwaltung sein. Ihre Zuständigkeiten sind, anders als in

England und- Amerika, grundsätzlich unbegrenzt. Sie können

alles unternehmen, was nicht durch Gesetz anderen Körper-
schaften übertragen ist. Die deutsche Gemeinde dient nicht
einem mehr oder weniger vereinzelten Zweck, sie ist bestimmt-,
die verschiedensten Interessen des öffentlichen Lebens wahrzu-
nehmen.

Es ist kein Zufall, daß die deutsche Gemeinde ein weiteres

Tätigkeitsgebiet als ihre französischen,englischen und ameri-

kanischen Schwestern hat. Der Deutsche hat von jeher einen

stark ausgeprägten Sinn für örtliches Eigenleben gehabt. Ein

großer Teil der deutschen Gemeinden hat eine längere Ge-

schichte als Staat und Reich hinter sich. Die Gemeinden

gehörten zu den ersten Trägern deutscher Kultur und Sitte.

Welche große innere Kraft sie besaßen, davon zeugen die

Kämpfe, die sie um ihr Eigenleben gegen weltliche und geist-
liche Gewalten geführt haben. Die Zeiten des Riederganges
der deutschen Gemeinde waren fast immer auch Zeiten des

Verfalls deutscher Kultur. Eine weise, dem deutschen Wesens-
zug Rechnung tragende Staatskunst muß eine wichtige Auf-
gabe darin sehen,, das Eigenleben »der Gemeinden als innerstaat-
licher Gemeinschaften zu schützenund zu sichern.

Die Aufgaben der Gemeinden sind in den letzten Jahr-
zehnten entsprechend dem Fortschreiten der Technik und der

Verfeinerung der Kultur ungeheuer gewachsen. Niemals waren

die Aufgaben der Gemeinden größer als während des Krieges
und nach dem Kriege. Auch der Umfang der den Gemeinden

zwangsweise auferlegten Aufgaben wächst von Iahr zu Jahr.
Reich und Staat übertragen die Ausführung neuer Gesetze den

Gemeinden, weil diese mit den beteiligten Menschen und den

behandelten Dingen unmittelbare Fühlung haben.
Umfang und Bedeutung der Gemeindeaufgaben haben im

allgemeinen in den Städten mehr zugenommen als auf dem

Lande. Es liegt das einmal daran, daß sich in Deutschland das

Schwergewicht von der Landwirtschaft zur Industrie mehr und

mehr verschiebt. Vor einem knappen halben Jahrhundert
wohnten von den Einwohnern des Deutschen Reiches rund drei

Fünftel auf dem Lande und zwei Fünftel in der Stadt. Bei der

letzten Volkszählung entfielen mehr als ein Drittel der Be-

völkerung auf ländliche Gemeinden und fast zwei Drittel auf
städtische Gemeinden. Mehr als ein Viertel aller Deutschen
wohnt heute in Großstädten von über 100 000- Einwohnern.
Die vermehrte Bedeutung der Städte ist weiter auch eine Folge
des Krieges. Deutschland kann die großen inneren und äußeren
Kriegslasten nur abtragen, wenn seine verarbeitende Industrie
in steigendem Maße Rohstoffe einführt und Fertigwaren aus-

führt. Die Steigerung der produktion mit dem Ziel, die

Einfuhr zurückzudrängen und die Ausfuhr zu steigern, ist
am ehesten in den Städten möglich. Hier hat die Industrie
günstigere menschliche, geschäftliche und technische Voraus-
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setzungen als auf dem Lande. Es soll hierbei keineswegs ver-

kannt werden, daß auch das flache Tand durch intensiveren
Betrieb der Landwirtschaft und durch Meliorationen großen
Stils zur Besserung der deutschen Gesamtwirtschaft beiträgt
und beitragen kann.

Drei großeAufgabengebiete der Städte sind zu unter-

scheiden: das wirtschaftliche, das soziale und das kulturelle. Die

wirtschaftlichen Aufgaben der Städte sind heute in den Vorder-

grund gerückt. Wir leben in einem Zeitalter der Wirtschaft.
Überall in der Welt und besonders in dem durch Krieg und

Verfall der Währung verarmten Deutschland stehen die wirt-

schaftlichen Fragen in erster Linie. Die Städte haben der Wirt-

schaft bei ihrem Wiederaufbau zu helfen, sie in ihrem Kampfe
um Wiedereroberung des Weltmarktes zu unterstützen. Man

hat die Wirtschaftspolitik der Städte in den letzten Iahren viel-

fach wenig freundlich beurteilt. Es wurde ihnen — und wird

ihnen teilweise noch heute — unlauterer Wettbewerb mit der

privatwirtschaft und Verschwendungssucht vorg-eworfen. Es

ist bedauerlich, daß die im Dienste der Wirtschaft geübteTätig-
keit der Städte übersehenwird. Der privatwirtschaftler sieht
nur die eigenwirtschaftliche Betätigung der Gemeinden. Wenn

eine Stadt für die Bedürfnisse ihrer Verwaltung und ihrer
Werke ein Beschaffungsamt einrichtet, wenn sie eine Stadtbank

unterhält, wenn ihre Elektrizitätss und Gaswerke In-
stallationsarbeiten ausführen, wenn sie Regiebauten macht,
dann werden diese Wirtschafts-taten sofort entdeckt und in die
Welt hinausgeschr-ien. Wenn die deutschen Städte sich-gewaltige
Lasten für Berufs-s und Fachschulen aufbürden, wenn sie für die

körperliche Ertüchtigung und geistige Erholung der Arbeit-

nehmerschaft sorgen, wenn sie die arbeitende Bevölkerung vor

den geistigen-, seelischen und gessundheitlichen Gefahren des

Großstadtlebenszu bewahren suchen, dann bleibt ihre Tätigkeit
den Wirtschaftskreisen verborgen und wird sogar noch häufig
genug mißverstandenund als Verschwendungssucht ausgelegt.
Wer hat denn die Rationalisierung der Wirtschaft ermöglicht?
Die Gemeinden-! Wenn sie die abgebauten überschüssigen
Kräfte nicht in ihre öffentlicheFürsorge genommen hätten, so
wäre jeder Versuch der Rationalisierung mißglückt. Daß die

Massen ohne Brot gelebt hätten, glaubt doch keiner.
Es ist müßig, zu untersuchen, ob die Städte recht oder

unrecht gehandelt haben, als sie während und nach dem Kriege
in das Räderwerk der Wirtschaft eingriffen. Es war nicht
freie Entschließung, sondern Zwang und Notwendigkeit, daß
die Städte in der Wirtschaft mit Hand anlegten. Man hat
heute in den- beruhigten Zeiten zu schnell vergessen, was in dem

Chaos der Rachkriegszeit, in dem Wirbel der Inflation aus
-

Wirtschaft,. Volk und Staat geworden wäre, wenn sdie öffent-
liche Hand untätig geblieben wäre. Unsere Wirtschaft wäre-
bestimmt ohne die jetzt als unlauterer Wettbewerb empfundene
wirtschaftliche Tätigkeit der Gemeinden nicht in dem Aufstieg,
wie sie es glücklicherweiseist.

Das verkleinerte kolonielose Deutschland ist mehr denn je
«

darauf angewiesen, zu arbeiten und zu erzeugen. Die Rohstoffe,
die für· die produktion nötig sind, haben wir großenteils nicht.
Das Kapital müssenwir uns ebenfalls zum Teil aus dem Aus- s

.

land holen. Was wir aber haben und was uns kein Land nach-
macht, ist der deutsche Arbeiter und der deutsche Angestellte.
Beide sind wichtigste Produktionsfaktoren, und vor allem — sie
gehören uns ganz. Den deutschen Arbeiter, den deutschen
Bürger heranzubilden, zu erhalten und zu pflegen, das ist die

große Aufgabe,. die die deutschen Städte freiwillig und mit

Eifer übernommen haben. Von diesem Gesichtspunkt aus

mögen die Wirtschaftler, die so leicht die Stadtverwaltung
kritisieren, die Ausgaben für Krankenhäuser, Schulen, Spiel-
und Sportplätze, parks betrachten. Sie werden dann einsehen,
daß es unlogisch ist, in einem Atemzuge derartige Ausgaben
der Städte zu verdammen und gleichzeitig Hebung und Pflege
der deutschen Qualitätsarbeits zu fordern. Die deutsche
Qualitätsarbeit — unser stärkster, vielleicht unser einziger
Aktivposten im Kampf um den Weltmarkt —- ist ohne deutsche
Qualitätsarbeiter nicht möglich. Qualitätsarbeiter werden
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aber nicht geboren; sie werden herangezogen und herangepflegt.
Das für die Wirtschaft und im Dienste der Wirtschaft zu tun,

haben die Städte sichsals Ziel gesetzt.
Auch die sozialen Aufgaben der Städte stehen heute großen-

teils im Dienste der Wirtschaft. Endziel der sozialen Tätig-
keit jeder Stadt ist der soziale Ausgleich» die soziale Ver-

söhnung, die Überwindung des Klassenkampfes Soziale Ge-

sinnung und soziale Taten wollen die Gemeinden schaffen im

eigenen Hause und in den Stätten der Arbeit, in den Häusern
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer. Manche Maßnahme
einer Stadt gewinnt ein anderes Licht, wenn sie auf soziale
Zweckmäßigkeitgeprüft wird. Die Gemeinden haben gerade
in den letzten Jahren, in der Jnflation und in den ersten
Monaten der Stabilisierung, häufig Ausgaben machen müssen,
die vom rein wirtschaftlichen Standpunkte aus ungerechtfertigt
schienen. Und doch waren diese Ausgaben notwendig-weil
mehr auf dem Spiele stand als die Hergabe bestimmter Geld-

summen. Es handelte sich darum, alles zu tun-, um das soziale
Gleichgewicht wiederherzustellen, um auf die Psyche der Massen
besänftigend einzuwirken und so Schlimmeres zu verhüten.
Gerade der Wirtschaft wäre ein schlechter Dienst erwiesen

worden, wenn man diese Summen gespart hätte; denn Unruhen
und Tumulte hätten letzten Endes die Wirtschaft viel schwerer
getroffen.

Die kulturellen Ziele der deutschen Städte lassen sich in dem

Satze zusammenfassen: Jedem Menschen soll die Teilnahme an

den geistigen und kulturellen Gütern des deutschen Volkes er-

möglicht werden! Daß dieses Ziel gegenwärtig nusr beschränkt
erreicht werden kann, weiß jeder, der die Finanznöte der Ge-
meinden richtig kennt.

Die Städte der deutschen Republik haben auch eine große
staatspolitische Aufgabe: Arbeit im und für den demokratischen
Staat. Demokratie bedeutet die verantwortliche Mitarbeit
aller Bürger am Staat. Die tatkräftige Mitarbeit der Bürger,
die pflege des Gemeingeistes ist in der Gemeindeverwaltung
am leichtesten und ehesten möglich. Die Gemeinden sind die Ur-
und Keimzellen des Staates. Jn ihnen ist die Verbindung der

Bevölkerung mit dem Staat und mit der Volksgemeinschaft am

unmittelbarste.n. Deshalb sind die Gemeinden besonders be-

rufen, Verständnis für Inhalt und Ziel wahrer Demokratie zu
wecken und zu fest-igen.

- Der Deutsche Siädietag in Magdeburg.
Von Oberbürgermeister Beim s , Magdeburg. .

Am 23. September tagt in

Magdeburg die Hauptverfammlung
des Deutschen Städtetages. Diese
Organisation umfaßt die deutschen
Städte von 10 000 Einwohnern
an aufwärts. Sie ist die stärkste
Vereinigung deutscher Kommunen

und darf für sich beanspruchen, alle

kommunalen Angelegenheiten durch
eine wohldrganisierte Geschäfts-
stelle in Reich und Ländern auf
das wirksamste zu vertreten. Die

deutschen Städte sind leider nicht
einheitlich organisiert. Neben dem

Deutschen Städtetag besteht der

Reichsstädtebund,der die kleineren

und mittleren Städte bis zu 40 000

Einwohnern umfaßt. Die Frage,
ob eine solche Doppelorganisation vom Gesichtspunkt der Einwohner-
zahl aus gesehen notwendig ist, wird heute und in Zukunft er-

wägen-wert sein. Unbestreitbar ist eine geschlosseneOrganisation
fchlagfertiger und bietet dem Gegner weniger Angriffsflächen. Bei

der so notwendigen Vertretung städtischerInteressen bei den gesetz-
gebenden Körperschaftenist Einheitlichkeit der Forderungen und ge-
schlossener Wille in der Führung Vorbedingung.

Der Deutsche Städtetag ist in der Weise gegliedert, daß seine
Träger in den Ländern die Landesstädtetage und in Preußen die

Der Dom.

zwischen ist der Aufgaben-
kreis für die deutschen Stadt-

verwaltungen durch die Re-

gierungen und die Gesetz-
gebung stark erweitert wor-

den. Ganz unvorbereitet für
eine solche Aufgabe, mußten
die Stadtverwaltungen bei

Ausbruch des Krieges die

Lebensmittelversorgung or-

ganisieren und durchführen.
n der Ra krie s eit

gurdeihnen ge ngxsp Die neue Stadtballe.

UUUSSfükspkge übertragen. Der Kleinwohnungsbau liegt heute
fast ganz in den Händen der Gemeinden. Jn jüngster Zeit ist
ihnen durch Gesetz die Fürsorge für die Geschlechtskranken über-

tragen w«orden. Die große soziale Not zwang die Städte, große
soziale Fürsorgeeinrichtungenzu treffen. Die Gesetzgebung und die

Tandesregierungen übertragen den deutschen Gemeinden die Aus-

führung der
s Kriegshinterbliebenenfürsorge, der Kleinrentner-

fürsorge, der Sozialrentnerfürsorge und vieles andere. Zugleich nahm
man den deutschen Gemeinden das Recht, ihre Finanzen selbständig
zu ordnen. Damit war der große entscheidende Schritt zur Ein-

schränkungdes Selbstverwaltungsrechtes getan.
Jn dieser Richtung läuft die Entwicklungslinie, die sich markant

in der Kommunalgeschichte seit Kriegsende abhebt: Stärkste Jn-
anspruchnahme der Gemeindeverwaltungen auf Gebieten, die sie bis-

her nicht bearbeitet haben, Belastung mit großenProvinzialstädtetage sind. Die Mitgliedsstädte
wählen ihre Vertreter zur---Hauptversammlung,
deren Arbeitspensum vom Vorstand bestimmt
wird. Die Organe des Deutschen Städtetages
sindein Vorstand, der sich aus 56 Mitgliedern
zusammensetzt,und ein Ausschuß, der die Jahres-
versammlung darstellt. Die Mitglieder dieses
Ausschusses werden durch die Tandessbzm Pro-
vinzialstädtetagegewählt. Die Jahresversamm-
lung wählt den Vorstand und bestimmt den Jn-
halt der Statuten. Der Vorstand wählt aus seiner
Mitte den Vorsitzenden und ebenso den Präsiden-
ten der Geschäftsstelle.Das Stimmrecht in der

Hauptversammlung ist so gestuft, daß für Städte
mit 25 000 Einwohner eine Stimme, über 25 000

Einwohner zwei Stimmen, über 50 000 Ein-

wohner drei Stimmen und bei mehr als 150 000

Einwohner für jede angefangenen 100 000 eine weitere Stimme

festgesetztist.
«

—

Mit dem Wachsen der Städte ist der Aufgabenkreis der städti-
schen Verwaltungen erweitert worden. Schon in der Vorkriegszeit
begnügten sich die deutschen Städte nicht damit, ihre Armen zu unter-

stützen, Schulen u unterhalten, Straßen und Plätze, Anlagen und

Theater zu schaffenSchon in den neunziger Jahren des vorigen
Jahrhunderts wurde allseitig anerkannt, daß die Stadtverwaltung
die geeignete Stelle für die Versorgung der Bevölkerung mit ge-

sundem Wasser, mit Gas, elektrischer Kraft und Licht war. Jn-

Großsiedelung.

Ausgaben für die Wohlfahrtspflege und anderes,
stärkste Vermehrung der Verwaltungsarbeit und

gleichzeitig Einschränkung des Steuerrechts.
Materielle Abhängigkeit von der Reichsgesetz-
gebung, vielfache . Vermehrung der Aufsichts-
instanzen und der AufsichtS-stellen. So bietet das
Bild der heutigen Kommunalverwaltung ein neues

Gesicht. Die Grundlagen der Kommunalwirts

schaft sind von Grund aus verändert. — Es ist
offenbar, daß die Ursachen dieser wirtschaftlich-
rechtlichen und verwaltungstechnischen Ver-

änderungen aus den Zeitereignissen zu erklären

sind. Aber unlogisch, gekünstelt und unhaltbar
erscheinen uns die Forderungen auf Ein-

schränkung der Selbstverwaltungsrechte. Die

Erklärung dafür liegt in den vielfachen
wirtschaftlichen Nöten der Nachkriegszeit. Die Wesenheiten der

Kommunalwirtschaft sind der »freien« wirtschaftlichen Ausnutzung
entgegen. Dazu kommt, daß der allgemeine Steuerdruck oberflächlich
gerichtete Kritiker verführt, auf die Gemeindesteuern loszuschlagen
und, da die Gemeinden sich am wenigsten wehren können, mit den

zweifelhaftesten Behauptungen vorzugehen. Gewiß: Jnflation und

Stabilisierung unserer Währung brachten große Verluste für die Wirt-

schaft. Aber darunter hat die deutsche Kommunalwirtschaft vielleicht
noch mehr zu leiden gehabt als die Privatwirtschaft Die deutschen
Städte sind weder für die Jnflation, noch für ihre Folgeerscheinungen
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und erst recht nicht für die Steuernotverordnungen verantwortlich zu
machen. Die den deutschen Gemeinden aufgezwungenen sozialen
Lasten sind zwingender Natur, und man kann nicht Notleidende

unterstützen, wenn kein Geld da ist, man kann nicht Woh-
nungen bauen, ohne die Bauten finanzieren zu können. Die ge-

gelegentlich ausgesprochene Meinung, daß in den deutschen Stadt-

verwaltungen Luxus getrieben werde, ist völlig unbegründet.
Die siebente Hauptversammlung des Deutschen Städtetages wird

sich mit den Gegnern der Stadtverwaltungen zu unterhalten haben.
Sie wird keine Klagelieder voll pessimistischer Ergebenheit anstimmen
und keine Tränen vergießen über jenen Zug von Städtefeindlichkeit,
der durch unsere Zeit geht. Unter Hinweis auf die kulturellen, wirt-

schaftlichen und sozialen Leistungen der deutschen Städte kann sie
ihre Auffassungen darlegen. Sind die deutschen Städte bislang die

Träger deutscher Kultur gewesen, so werden sie es auch bleiben. Jst
ihre Wirtschaftsführung der tatsächlicheAusdruck der Volksgemein-
schast, so wird sie sich trotz aller Machenschaften erhalten.

Magdeburg begrüßt die Abgesandten der deutschen Städte, die

zugleich aus Anlaß der Deutschen Theaterausstellung hierher kommen,
im herzlichsten Sinne einer Gemeinschaft, die Jahrtausende sich be-

währte. Unsere Stadt hatte Schweres zu tragen. Kriege, Zer-
störungen und schließlich die Zeit der Festung hemmten ihre Ent-

wicklung. Aber sie erholte sich von allen Erschütterungen und setzte
sich schließlichdurch; besonders in der Nachkriegszeit machte sich ein

starker Wille zur Aufwärtsentwicklung bemerkbar. Die Besucher
unserer Stadt werden sich davon überzeugen können. Zwar ver-

mögen wenige Jahrzehnte nicht auszugleichen, was Jahrhunderte
versäumten, aber das heutige Magdeburg zeigt in allen politischen
Parteilagen Tebensenergiem die zu den besten Hoffnungen berechtigen.
Bürgersinn und Heimatliebe sind die Fundamente der Städte. Und

gerade in Zeiten der Rot zeigt sich die Bedeutung jener unerschöpf-
lichen Kraft, die das- Gesamtinteresse voranstellt und für die Zu-
kunft Werte schafft.

Städtebau und Wohnungswesen
Von Stadtrat Dir. F uch s, Breslau.

Das letzte Jahrzehnt vor dem Wseltkriege hatte die Erkenntnis

reifen lassen, daß der Aufbau unserer Städte und unseres Woh-
nungswesens einer grundlegenden Umstellung bedürfe, wenn nicht
unser ganzer Volkskörper in seinem Kern, seiner Erhaltung und

Entwicklung ernstlich bedroht werden solle. Schon damals waren

die Schäden eines fehlgeleiteten Wachstums und einer unzulängs
lichen öffentlichen Wohnungsfürsorge, wie sie insbesondere in den

Großstädten und Großgemeinden der Industriezentren fühlbar
wurden, von erschreckendem Umfange. Aber der Wille zur Städte-
bau- und Wohnungsreform war erwacht, fand in Wort und Schrift,
in bedeutsamen öffentlichen Kundgebungen seinen Ausdruck und

auch die Beachtung der Parlamente, der Reichs- und Landes-

regierungen wie der Städteverwaltungen. Gesetzgeberische Maß-
nahmen — wenn auch zunächst noch nicht von allzu tiefgreifendet
praktischer Bedeutung und Wirksamkeit —-, vor allem aber eine

fortschrittliche Städtebaupolitik der Gemeinden auf dem Gebiete
des Bauordnungs- und Fluchtlinienwesens, daneben eine be-

ginnende tatkräftige Wohnungsfürsorge für die minder-bemittelte

Bevölkerung wiesen die Wege für eine Gesundung der städtebau-
lichen Entwicklung und unserer Wohnungswirtschaft. Der Kriegs-
ausbruch brachte einen jähen Riß—in diese Entwicklung.

-

Der Woh-
nungsbau kam aus Mangel an Arbeits-

kräften und Baustoffen, die Stadterweite-

rungspläne kamen schon wegen der Ungewiß-
heit der Zukunft zum Stillstand. Als diese
Schwierigkeiten dann in der Nachkriegszeit
überwunden waren, ergab sich eine völlig ver-

änderte sage: Ein verarmtes Tand und eine

kranke, immer schneller verfallende Währung,
die der Finanzierung städtebaulicher Maß-
nahmen und vor allem der Finanzierung des

Wohnungsbaues fast unübersteigliche Schwie-
rigkeiten bereitete. Dazu ein heruntergewirts
schafteter, vielfach in spekulative Hände
von Ausländern übergegangener Alt-

wohnungsbestand und ein drückender
—

—

»Z-

Wohnungsmangel. Nach der Festigung
der Währung blieb die Zerstörung
unseres Volksvermögens, die Vernichtung unseres Sparkapitals, der

Quelle jeder »Wohnungsbaufinanzierung. Ein schroffes Mißver-
hältnis zwischen Baukosten und Hypothekenzinsfuß einerseits und

den durch die Wohnungszwangsrvirtschaft auf tragbarer Höhe ge-
haltenen Mieten andererseits machten und machen noch heute
eine freie Wohnungsbauwirtschaft unmöglich. Die Vorkriegszeit
verfügte über einen qualitativ zwar vielfach minderwertigen,
quantitativ aber leidlich ausreichenden Wohnungsbestand, über

jährliche Ersparnisse unserer Volkswirtschaft, die zur Finanzierung
des Wohnungsbedarfs ausreichten; — der Wohnungsbau war

rentabel — ohne allzu große Schwierigkeiten hätte man damals die

Mittel für eine tatkräftige Durchführung der städtebaulichen und

Wohnungsreformpläne aufbringen können. Wie soll die schwache,
noch in den Anfängen des Wiederaufbaues steckende Rachkriegss
wirtschaft ohne ausreichenden Realkredit, ohne eine gesicherte Ren-

tabilität des Wohnungsbaues fähig sein, diese Reform in Angriff
zu nehmen? Wer die Entwicklung der Rachkriegsjahre überschaut,
muß mit Bewunderung feststellen, daß die Städte ohne zu verzagen
an diese Aufgabe herangegangen, daß Fortschritte erreicht, Auf-
gaben gelöst find, um die sich die von einer blühenden Wirtschaft
begünstigte Städtepolitik der Vorkriegszeit vergeblich bemüht hat.
Drei Umständen ist dies wohl vor allem zu verdanken: Der aus

den verschärften Rotständen unserer jetzigen Wohnungswirtschaft
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Einst wuchsen die Städte so-

gewonnenen klareren Einsicht in die Ziele unseres Städtebaues; der

in allen Schichten der Bevölkerung unter dem Druck der Wohnungs-
not und der mißliebigen Wohnungszwangswirtschaft zum Gemein-

gut gewordenen Erkenntnis von der

unbedingtenNotwendigkeit
einer raschen Besserung unserer Wohnverhältnise, und vor allem

dem überragenden Einfluß auf städtebauliche Entwicklung und

Wohnungsbau, der in die öffentliche Hand dadurch gelegt ist, daß
die Städte nicht nur durch Ausübung ihrer Hoheitsrechte, sondern
vor allem als Träger der unentbehrlichen öffentlichen Mittel die

Entwicklung tatsächlich in einer entscheidenden Weise leiten
konnten. Dazu begünstigte vielfach das aus der traurigen Erwerbs-

losigkeit in den Städten entstandene Bedürfnis nach Arbeits-

beschaffung durch die Gemeinden die Durchführung städtebaulicher
Pläne, z. B. die Schaffung von Grünanlagen, Spiel- und Sport-
plätzen, und in mancher ehemaligen Festungsstadt brachte die durch
den Friedensvertrag erzwungene Schleifung der Befestigungss
anlagen den Anstoß zu lebendiger städtebaulicher Entwicklung der

Stadterweiterungsgebiete.
Die Ziele der kommunalen Arbeit auf dem Gebiete des Städte-

baues und Wohnungswesens liegen heute klar: Es gilt die wohn-
liche Unterbringung der Bevölkerung so zu lösen, daß ihren wirt-

schaftlichen, sozialen und kulturellen Be-

dürfnissen bestmöglichs Rechnung getragen
wird, und es gilt die Schäden zu vermeiden,
die sich aus einer Zusammendrängungder

Bevölkerung mit Handel, Gewerbe, Jn-
dustrie, Verkehsanlagen usw. auf engem
Raum ergeben. Damit ist der unlösbare

Zusammenhang zwischen Städtebau und

Wohnungswesen gegeben. Die kommunale

Fürsorge für das Wohnungswesen wird sich
die Bekämpfung der Wohnungsnot und die

Hebung der Wohnungsqualität auf eine

möglichst hohe Stufe zur Aufgabe setzen.
Aber Voraussetzung einer befriedigenden
Lösung dieser Aufgabe bleibt, daß städtebau-
lich die Beziehungen der Wohnkörper zu-
einander und zu den anderen Elementen des

Städtebaues —- Straße, Platz, Verkehrsanlagen, Grünfläche, Ge-

schäfts- und Industriegebiet-so geregelt sind, daß die Befriedigung
des Wohnungsbedürsnisses nicht mit anderen Lebensbedürfnissen
(Weg zur Arbeitsstätte, Spielmöglichkeit für die Kinder, Erholungs·
möglichkeit für die Erwachsenen) in Widerspruch gerät. Die den

Städten in der Rachkriegszeit gegebene Möglichkeit, auf die Stadt-

erweiterung nicht nur durch Fluchtlinien und Bauordnungsvor-
schriften einzuwirken, sondern selbst durch die Verteilung der

öffentlichen, für den Wohnungsbau zur Verfügung stehenden Mittel

zu bestimmen, wo und wie gebaut werden soll, hat erfreulicher-
weise vielfach zu einer Stadterweiterung in großen Zügen und in

gesunden Formen geführt. Wo die Vorteile einer Konzentration
der Siedlungstätigkeit erkannt und der Entwicklung nutzbar ge-
macht worden sind, können wir die Entstehung neuer großer
Wohnviertel, sei es in städtischer Regie, sei es durch gemeinnützige
oder private Unternehmungen, beobachten, die nach einheitlichem
Rhythmus gestaltet sind und erfreuliche Fortschritte in städte-
baulicher wie in wohnungswirtschaftlicher vBeziehung aufweisen.
Man vergleiche nur das Bild einer solchen neuen, oft gartenstadt- .

ähnlichen, aufgelockerten Vorstadtsiedlung mit den trostlos eng-
bebauten Wohnvierteln, in denen sich die Stadterweiterung der soer

und 90er Jahre vollzog.
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Die Trennung von Wohn-, Gewerbe- und Jndustrievierteln,
eine der wichtigsten Forderungen des Städtebaues, wird erfüllt, da-
bei die Tage der Wohngebiete zu« den Arbeitsstätten der Jndustriek
und Geschäftsviertelmit dem Ziele bedacht, den Arbeitswegtunlichst
zu verkürzen, ihn sosweit als möglich auch unter Berürksichtigungdes

notwendigen Massen- und Schnellverkehrs mit günstigen Verkehrs-
mitteln auszust«atten. Tängst ist das Unzulängliche der Forderung
des »Wald- und Wiesengürtels« erkannt. Das gesamte Stadtgebiet
muß durch Grünflächen so aufgelockert werden, daß sie den Be-

wohnern der Wohnviertel auch wirklich zugute kommen, wobei vor

allem auch auf die Kinder und Kleinkinder (Kinderwagenentfernung!)
Rücksichtzu nehmen ist, da der Stadtbewohnevvon weit entfernten
Erholungsflächem insbesondere wenn ihre Erreichung die Benutzung
kostspieliger Verkehrsmittel erfordert, doch nur ausnahmsweise Ge-

brauchmachen kann.
« »

Während man sich früher auf einige Platzanlagen beschränkte,
die mit dem frischen Grün ihrer Rasenflächen, Anlagen von Zier-
pslanzen gewiß ein hübschesBild»boten, zumal sie als Oasen im ein-

tönigen Häusermeer erschienen, liegt das Hauptgewicht jetzt auf den

Zusammenhängen der Grünflächen, die von dem die Stadt umgeben-
den landwirtschaftlich genutzten Gebiet, den im Umkreise liegenden
Waldungen ausgehend, in ihren Ausläufern möglichstbis zum Stadt-
kern vordringen und ein Gesäßsystemim Stadtkörper bilden, dem die

Aufgabe zufällt, die frische Luftzufuhr zu

dem Vordringen des Klein- und Mittelhauses ist eine erfreuliche
Hebung der Wohnungskultur durch Verbesserung der

·

Grundrißlösungen gegangen. Die neugeschaffenen Wohnungen sind
freilich mit Rücksichtauf die Steigerung der Baukosten in ihren Ab-

messungen — Wohnflächeund Geschoßhöhe— kleiner als die üblichen
Wohnungen der Vorkriegszeit, aber in ihrer zweckmäßigenRaum-

anordnung, ihrer Ausstattung mit technischen Hilfsmitteln (Gas,
Wasser, Elektrizität, Bad usw.) den Kleinwohnungen der Vorkriegs-
zeit meist weit überlegen. Vielfach sind — bei Flachbaufiedlungen
regelmäßig — Hausgärten beigegeben, die bei sachgemäßerBebauung
und Pflege einen wertvollen Nahrungsmittelzuschußfür den Haus-
halt gewähren können. Auch die Wohnform des Eigenheims
hat sich in wachsendem Umfange durchgesetzt und wird in den Über-

gangsgebieten zwischen Stadt und Land, in denen beträchtliche Teile
des Stadtweichbilds zwar der landwirtschaftlichen Nutzung allmählich
infolge unzulänglicher Rentabilität verloren gehen, aber dauernd

gärtnerischer Nutzung erhalten bleiben müssen, zur Vorherrschaft
gelangen. »

Der Grundgedanke des modernen Städtebaues, das Prinzip der

Dezentralisation, hat sich, wenn wir die Entwicklung der deutschen
Stadt in der Nachkriegszeit übersch-auen,wohl überall durch«gesetzt.
Er kann —- braucht aber nicht — in der Begünstigung selbständiger
Gartenstädte in der weiteren Umgebung der Großstädte seinen Aus-

,

druck finden, für deren Entstehung die wirt-
den Wohn- und Arbeitsvierteln zu sichern.
Diesem Grünflächensystem sind die behut-
sam zu schützenden, gegebenen Natur-

schönheiten
—- alte Baumbestände, reizvolle

Bachläufe, Hügelgruppen — liebevoll ein-

zufügen und im Zusammenhange hiermit
ausreichende Spiel- und Sportplätze, Dauer-

kleingartenanlagen zu schaffen, schließlich
' » · . .Au-smos

die Friedhofe m den Stadtplcm einzu-
ordnen .kg;«:ggz:r.2sg:.«xs

.

,

zuvicawisewnc

Jn den neuen Wohnvierteln unserer WARijStädte ist der »Kultus der Straße«,
s--s«-»s-s-s««»s»ss«-

der den Städtebau der Vorkriegszeit lange ««"««"«3·«""«««"««

cicünaurchdringungdes Weirhbilaes einer Stolz-todt
schaftlichen Voraussetzungen in den seltensten -

Fällen gegeben sein werden. Auch eine
sich an den gewachsenen Stadtkörper an-

schließende Stadterweiterung kann den De-

zentralisationsgedanken verwirklichen, wenn
sie vermeidet, konzentrisch Häuserring auf
Häuserring um den Stadtkern zu legen
und systematisch das Ziel verfolgt, durch
den Bebauungsplan Flächen in weitestem
Ausmaße festzulegen, die dauernd der

Bebauung entzogen und als Grünflächen
erhalten bleiben, wobei das »Nutzgrün« —

in der Form von Hausgärten, Dauer-

beherrschte, überwunden. Breite Straßen-
bänder werden nur dort vorgesehen, wo ein
starker Durchgangsverkehr aufzunehmen ist. ·Wohnstraßenerhalten
geringe Abmessungen, natürlich ,— zur Sicherung ausreichenden
Lichteinfalls in die unteren Geschosse—.in ihrem Ausmaße an die
zulässige Bebauungshöhe angepaßt. Die Anforderungenan die

Straßendecke der Wohnstraßen werden insbesondere in Klein-
wohnungsgebieten auf das

beacheideusteMaß herabgesetzt,Bürgersteige
ganz oder teilweise fortgela sen, Vorgärten durch»einfache Rasen-
streifen, möglichstohne Einfriedigungen, ersetzt. Die so gewonnenen
Ersparnisse an Aufschließungskostenhaben in Verbindung mit einer

glücklicherenAufteilung der Baublöcke unter Vermeidung der früher
Üblichem tiefgeschnittenen Baustellen die Entstehung —- eigentlich«
Wiederkehr —- eines neuen Wohnhaustyps, des Mittel- und Klein-

hCUfeS wirtschaftlich ermöglicht,wozu auch die Herabminderung bau-

pOIizeilichet Anforderungen beigetragen hat. Die vielgeschossige
Mietkaserne der Vorkriegszeit mit Hinter- und Seitenflügeln, engen,
lichtlvsen Höfen gehört der Vergangenheit an. In den Außen-
bezirken der Stadterweiterungsgebiete, deren bauliche Erschließung in
der Nachkriegszeit neu in Angriff genommen ist, hat sich wohl ganz
überwsiegendder Flachbau durchgesetzt, in den noch nicht ausgebauten
Vorstadtgebietendas dreigeschossige Mittelhsaus, soweit
nicht allzu hohe Bodenpreise und Aufschließungskosten, insbesondere
auch vorhandene kostspielige Straßenanlagen eine vier- oder gar fünf- .

geschossigeBauweise erzwangem die in vielen Städten nur noch zur
Ausfüllung von Baulücken zugelassen worden ist. Hand in Hand mit

So wachsen sie beut.
kleingartenanlagen, Erwerbsgärtnereien —-

·

das »Ziergrün« mehr und mehr verdrängt.
Ein solches Grünflächensystemwird dann in Verbindung mit zu er-

haltenden WaldstückemParks, Wasserslächen,Spiel- und Sportplätzen,
Friedhöfen Jene Auflockerung des Stadtkörpers sichern, die den
besten Schutz gegen die Nachteile der großstädtischenBevölkerungs-
anhäufungen bietet.

·"

Voraussetzung hierzu sind freilich Weichbildflächem bei deren
Bemessung man sich von den Vorstellungen des Vorkriegsbedarfs frei
machen muß. Vor allem wird es aber eine Aufgabe der S tädtes
b a u g e s e tz g e b u n g sein, die Durchführungsolchen Gesichtspunkten
Rechnung tragender Stadterweiterungsplänezu erleichtern. Die Not-
wendigkeit, städtebaulicheRegelungen in großen Abschnitten nach ein-
heitlichen Gesichtspunkten vorzunehmen, wie sie in der Nachkriegszeit
an die Städte herangetreten ist, zwingt zu einer Anpassung der

Besitzverhältnisse an die Planungen in einfachem und raschem Ver-

fahren. Dem öffentlichenGesamtinteresse muß sich hier das Privat-
interesse des einzelnen Bodenbesitzers unterordneir Die Zukunft
unseres Städtebaues und unseres Wohnungswesens wird wesentlich
davon abhängen,wie der Gesetzgeber diese Aufgabe lösen wird. Sie
kann bei ihrer engen Verknüpfung mit den Fragen des Eigentums,
den vielfach bei Stadterweiterungen notwendigen überschreitungen
der Länder-grenzen, der Notwendigkeit, insbesondere auch eines der

wichtigsten Elemente des Städtebaues-, die Eisenbahn, in die Stadt-

planung einzuordnen, nur vom R e i ch s g e s e tz g e b e r befriedigend
gelöst werden.

Stab-sieheWohifthispnege
Von Rechtsrat Dr. Klein d in st , Augsburg.

Seit der Belebung der gemeindlichenSelbstverwaltung zu Be-

ginn des 19. Jahrhunderts ist. die Wohlfahrtspflege in

Deutschlands eine gemeindlichse Aufgabe geworden,
während sie im landesfürstlichen Territorialstaat als staatliche An-

gelegenheit aufgefaßt und währenddes Mittelalters von der Kirche
besorgt worden war. Das schließt das- Eintreten der freien Wohl-
fahrtspflege für die ihr nahestehenden Kreise oder ihre Förderung von

Sonderaufgaben und die Zusammenarbeitmit den Gemeinden nicht
aus. Daß die Wohlfahrtspflegesich gerade in den Städten zu einem

so wichtigen Verwaltungszweigentwickelte,hängt mit der Gestaltung
der sozialen Verhältnisse, der wissenschaftlichenErkenntnis ihrer Be-

dingungen und mit den Fortschritten in der Bekämpfung sozialer
Mängel zusammen. Bei dem raschen Zeitmaß der industriellen Ent-

wicklung seit 1890 und der Zusammenballung der Bevölkerung in

Großstädten sowie in Industriebezirken wandelt sich d i e

Hilfsbedürftigkeit für die Wohlfahrtspflege aus einer

Erscheinung des individuellen Unglücks oder des persönlichen
Verschuldens in eine gesellschaftliche Erscheinung

-

um, die ihre Ursachen zumeist in den
«

Bedingungen der

wirtschaftlichen Tage und des sozialen Zusammenlebens hatte.
Hygiene und Sozialwissenschaft ließen diese Ursachen immer schärfer
erkennen und zeigten dieWege zu ihrer Bekämpfung Diese Fort-
schritte führten zur Arbeitsteilung und damit zur sachlichen
Gliederung der Wohlfahrtspflege. Für zwei besonders ver-

heerende Krankheitserscheinungen entstand die Säuglingss und

Tuberkulosenfürsorge und zur Verhütung ihrer hauptsächlichenUr-

sache die Wohnungsfürsorge. Um frühzeitig an die Wurzel der ge-
sundheitlichen und sozialen Erkrankungen heranzukommen, wurde
die Schulgesundheitspflege und die Jugendfürsorge eingerichtet
Trinkerfürsorge,Wandererfürsorge und die Versorgung der Obdach-
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losen sollten eben-

so der eingetrete-
nen Hilfsbedürfs
tigkeit steuern wie

»dem weiterenVer-

Bill vorbeugen,
ieErwerbslosens
fürsorge und Ar-

besitslosenvers
sicherung waren

im letzten Jahr-
zehnt vor dem

Kriege im Aus-
bau auf gemeinds
licher Grundlage
begriffen. Für
diese Zweige der

1 Plan einer gotischenStadt. Eingepferchter Markt Entglefährxåkhfllkåzzwischen schmaldrustigen Gassen. Raummangel, , »

bedrängt von Festungsmauerm Mystik, Gildenwesen, Hilfskkafte ge-
Kastevgeift wonnen, von

welchen viele für
ihren Wirkungskreis führend geworden sind. Trotz der zu-
meist sozialen Ursachen der Fürsorgefälle war der oberste
Grundsatz der Wohlfahrtspflege die Individuali-
s ierung. Nur auf diese Weise konnten die Ursachen der Hilfs-

-

bedürftigkeit festgestellt, die zutreffenden Mittel angewandt und
konnte neben der Hilfeleistung auch die rechtliche, wirtschaftliche und

-

gesundheitliche
Beratung ge-
währt werden.
Bei dieser indivi-

»
» dualisierenden

«- sz ' Fürsorge setztesich

- U» —.—.;.-
-

mehr und mehrx» -.,,s«.«. »k» « -».». .-

FsTod »»»» fi»!«ssij«,s".j-derweitereGrund-
«

....-..(-.-L.«——.--—.Oxuwul
d«

satz durch, daß
n » I I1 n I W

'· f·

filt-
«

nicht die

TYMdpsa — Hi sk- tome, ni t ie

-»« Eiksxxsp n m
- Krankheitser-

»- » H , O QfssU II
-

scheinuikgenallein
« —-——---:»—- -

»

- -

— I- ».u eie, -

—- -·«, —

« H h n spn
—

-'- dern daß ihre
Ursachenzube-
seitigen sind.
Die Gefahr, nur

2 Markt von Nürnberg.
änderung auch

Trotz mannigfacher Ber-
eute noch geschlossen, zugebaut.

Kennzeichnend für e ne streng gegliederte Gesellschaft.

den äußeren Er-

scheinungen der

Hilfsbedürftigkeit
zu begegnen, lag
in der Arb eits-

teilung der Fürsorgezweige begründet. Deshalb war es organisatorisch
von großer Wichtigkeit, die fürsorgerische Tätigkeit so einheitlich zu-
sammenzufassen, daß diese Einheitlichkeit sich bei der

Behandlung des einzelnen Falles wsie bei der

Verfolgung der allgem-einen Ziele der Wohlfahrts-
pflege durchsetzte. Dadurch gelangten zugleich d i e v o r b e u g e n -

d e n» M a ß n a h m e n zu großer Bedeutung, naentlich auf dem

il ,
.

J I l
i

-

.

X«XL U «

- EUTw
-

’ «-

Atxsch
s ON

die architektonische Form für
fliegenden Bürgerstolz.

3 Das Rathaus von Münster-.
stolze Repräsentation der Sassol-»

Die

doch-
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Gebiet der gesundheitlichen
und der Jugendfürsorge. So
war die Organisation und

Arbeitsweise der, städtischen
Wohlfahrtspflege durch die

Grundsätze der sozialen Ge-

staltung, der Arbeitsteilung
in fachlich geleitete Fürs arge-
zweige, durch die Individu-
alisierung, die Ursachenbes
kämpfungund die vorbeugen-
de Tätigkeit neben der posi-

tiven Hilfeleistung gekenn-
zeichnet. Jm einzelnen ent-

wickelte sich die Organi-
sation natürlich verschieden
nach den hervortretenden
Bedürfnissen und den vor-

handenen Einrichtungen und

Hilfskräften. Dabei war d i e

gesetzliche Grund-.
la g e schmal. Das Gesetz
über den Unterstützungs-
wohnsitz, das 1910 auch in

ElsaßiTothringen und 1913
in Bayern eingeführtwurde,
die einzelstiaatlichen

- Aus-

Länder

fühirungsgesetzeund die Ge-

setze für die Fürsorgeerziei
hung genügten mit ihren Be-

stimmungen über die pflicht
zur Hilfeleistung-, die Vor-

aussetzungen des Eingreifens,
die Zuständigkeiten, die

Kostenverteilung und das

Verfahren. Alle übrigen

MaßnahmenderWohlfahrts-
pflege waren das Ergebnis
der aktiven Verwaltung der
Gemeinden. —- Auf dieser
Friedensgrundlage wurde die

Kriegswnoshllfahrtss
pflege in größtem Aus-

maße durchgeführt, die in
die Familienfürsorge, in die

Fürsorge für Kriegsbeschäs
digte und Kriegshinterblies
bene, in die Fürsorge für
wirtschaftlich Selbständige
und in die Erwerbslosen-
fürsorge zerfiel.

Nach dem Kriege
«

setzte eine weitgehende

.

«

—

4 Frankfurt a. M. Blick auf den Dom.
Städtebau als Naumtunst·

Umgestaltung der Wohlfahrtspflege ein. Den Anlaß gaben die

sozialen Wirkungen des. Krieges und seiner wirtschaftlichen Folgen.
Neben der allgemeinen Fürsorge wurde 1918 die Erwerbslosens
fürsorge einheitlich geregelt, 1919 die Fürsorge für die Kriegsopfer
neu eingeführt, 1921 die

Sozialrentnerfürsorge und

1923 die Kleinrentnerfürs
sorge geschaffen. D i e s e

Zweige wurden Hen-
tral, einheitlich und

gleichförmig g e r e g e lt.

Dadurch wandelte sich die

Wohlfahrtspflege der Städte

großenteils aus einer Auf-
gabe der Selbstverwaltung
in eine Auftrags-
verwaltung und die
aktive Verwaltung in eine
V oll z u gsvermaltung
um. Die Finanzierung
der neuen Zweige er-

folgte durch die Dota-
tionen des Reiches,

und Gemeinden

hatten lediglich die

schlüsselmäßigen Anteile

aufzubringen. Die Wochen-
hilfe wurde als reine

Reichsaufgabe durchgeführt.
Form und Geist dieser
allgemeinen Maßnahmen
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5 Braunschweig. Die Gewalt der

Plastik im Stadtbild. Alles drängt
zur einbeitlicben Gruppe.

wirkten auf die allgemeine Fürsorge bereits hinüber.
Mit der Befestigung der W

stellung der wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse wurde 1924 »

die Selbstverwaltung der Städte

fahrtspflege

ährung und der Um-

in der Wohl-

wiederherges
stellt. Jn der

Verordnung über

die Fürsorgepflicht
erhielten ihre
rechtlichen Grund-

lagen eine völlige »--

Reichsgrundsätze ZEIT-is-
. .X

über Vorausset- »

-,

zun , Art und

Magder Fürsorge
stellen geradezu
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der Erfahrungs-
grundsätze der
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fahrtspflege dar.
Als Aufgaben
der Fürsorge-
verbände wurden Schlaf-leen

die Kriegshe-
schädigtens und

Der Stadtplan von Mannbeitm Nicht wie die

otiscde Stadt im Nacheinander der seiten und
t tandem

durch den desfeblendenWillen des Fürsten. Die vom

Schloß beherrschte Rechtwinkiigkeit

sondern einbeitlich und planvoll
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Kriegshinterblies
benenfiirsorge, die

Fürsorgefür die

Sozial- und Klein-
«

rentner, die Ar-

beitsbeschaffung
"r Schwabe-

» chädlgteund Er-

s« werbsbeschtänkte,
die Fürsorge für

die hilfsbediirf-
tigen Minder-

- jährigen, die
"—

- .« : Wochenfürsorge
und die Armen-

»

.

"

für-sorge bezeich-
-

net. Daneben

stehen die be-
reits vorhin er-

wähntenwichtigen
Fürsorgezweige,

von welchen die

Jugendfürsorge 1925 eine besondere gesetzliche Grundlage erhalten
hat. Die Erwerbslosenfürsorge geht nunmehr in die Arbeitslosen-

(I· lcik

7 Platz in Potsdatn mit Ritolaitirche und Rathaus-.
Der Raum öffnet sich. Die Hemmungen der mittel-

alterlichen Welt sind gefallen. Die Freiheit des Bürger-
tums wirkt sich aus.

versicherung als Aufgabe der Reichs-anstatt für Arbeitsvermittlung
und Arbeitslosenversicherung über.

Inmitten großer wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Verände-
rungen stehen die Aufgaben der Wohlfahrtspflege vielfach vor

neuen Zielen. Sie muß die Opfer der großen Umwälzung be-

treuen, die den Kampf um das Dasein hinter sich haben. Sie hat den

Hilfsbedürftigen zu neuer Selbständigkeit zu verhelfen, die für sie
noch Kräfte besitzen, und dadurch die Überzeugung zu heben, daß
niemand in den Wechselfällen des Lebens ohne Hilfe bleibt. Ebenso
notwendig ist es jedoch, die durch die Notstandsmaßnahmender letzten
Jahre gelähmten Unterhaltspflichten und die Kraft zur Selbsthilfe
nachdrücklichzu stärken. Man schätztedie Zahl der in laufender Für-
sorge stehenden personen 1925 auf 2 Millionen, und im gleichen
Jahre wurde ein Drittel der Ausgaben der Städte durch die Wohl-
fahrtspflege in Anspruch genommen. Bei der Höhe der Lasten ist
deshalb eine möglichstwirtschaftliche Gestaltung der Wohlfahrtspflege
unerläßlich.

Zur Erfüllung dieser Aufgaben ist die Wohlfahrtspflege der

Städte imstande, wenn ihr im Rahmen der gemeindlichen Selbst-
verwaltung die fürsorgerischeund finanzielle Bewegungsfreiheit und

das Einsetzen der aktiven Verwaltungskräfte gewährt wird, und wenn

die Gesetzgebung sich auf das beschränkt, was unbedingt gesetzlich
festgelegt werden muß.

Deutsche Schicksale-gemeinschaft
Von professokDr. Ernst Zion

Ameritanische Zeitungen haben anläßlieh des biesiährigen
deutschen Verfassungstages festgestellt, daß einer der ersten Deutschen,
der nach dem Krieg drüben Verständnis und Sympathie für das
neue Deutschland geweckt hat, der Verfasser der nachstehenden
Skizze ist. Diese zeichnet die wesentlichen, aber vereinfachten Linien
seiner Vorlesungen an amerikanischen Universitäten und an der

Genfer Hochschule für internationale Politik. Der englische Verlag
Oxford University Presz hat diese Vorlesungen in einem Buch
The New Germanp herausgegeben.

Am achten Jahrestag der Weimarer Verfassung hat der volks-
parteiliche Abgeordnete Siegfried von Kardorff in seiner Verfassungs-
rede im festlich vollen Reichstag mit ausdrücklicher Genugtuung fest-
gestellt, »daß sich alle großen Parteien heute zur deutschen Außen-
politik bekennen« —

zu einer gemeinsamen und zur gleichen Außen-
politik. Von den Sozialdemokraten bis zu den Deutschnationalen:
durch alle sieben Parteien hindurch —- mit der einzigen Ausnahme
der beiden extremen Gruppen, der Kommunisten und der Völkischen,
die beide den heutigen Staat und

Unsere Skizze veranschaulicht die äußere Entwicklung der Mit-
und Zusammenarbeit der deutschen Parteien. Der Anfang ist die
Koalition von Weimar: vom Zentrum aus nach links, zur Demo-
kratie und zur Sozialdemokratie Das Ende ist die Koalition von

heute: vom Zentrum aus nach rechts, zur Volkspartei und den

Deutschnationalen. Dazwischen liegt die große Koalition: die
Weimarer Koalition plus Volkspartei (diese als Vorbereiterin der
Brücke zu den Deutschnationalen), und die kleine Koalition (der
Mitte). Alle Koalitionen haben eine Tatsache gemeinsam: die

Zentrumspartei ist immer zugleich auch wirkliches, räumliches
Zentrum, der zentrale Pol in aller Koalitionen Kommen und Gehen.
Die Ruancen sind verschieden, aber die Grundtendenzen sind —-

außenpolitisch— die gleichen: ob links oder rechts nuanciert, das

Zentrum bleibt immer Mitte. Erzberger, Fehrenbach, Wirth finden
sich mit Preuß, Rathenau und Ebert zusammen, so wie Marx mit

Stresemann und Hergt.
seine gesamte Politik ablehnen
und sich immer wieder in revolu-
tionärer Negation vereinigen.
Deutschlandhat wohl die meisten
Parteien: ein Ausdruck seiner
Geschichte,so unentrinnbar, daß
die führenden fünf Parteien der

neuen Republik ziemlich genau
die gleichen sind wie die histori-
schen Parteien des alten Kaiser-
reichs. Trotz dieser Vielzahl der

Parteien hat dieses Deutschland
aber doch die einheitlichste Über-

einstimmung in der Außenpolitik:-
auch dies ein Ausdruck einer neuen

Geschichte und eines alten Schick-

O

,

Was bedeutet und beweist
eine solche achtjährige Entwick-

lung — aus dem Zentrum nach
links und nach rechts hin —- zur
grundsätzlichen außenpolitischen
Übereinstimmung? Eine wach-
sende Einsicht in die Grundtats

fachen des deutschen Schicksals,
eine umfassende Erkenntnis der

Schicksalsgemeinschaft des deut-

schen Volkes.
Aus Napoleons politischen

Erfahrungen und Formulierungen
stammt das einfache, vielsagende
Wort: »Die Mutter aller Politik
ist Geographie.« Kjellen in

W
sals. Gewiß ist es eme Seltenheit, snijsmqnn Even preuss krzdemerstresemann llskst - ludentlorii Schweden- Ratzel Und Hausliofer
daß alle »staatserhaltenden«Par- f f f f f in Deutschland haben daraus die
teien (von den Sozialdemokraten RCMHUCUMÆWM Geopolitik entwickelt, Fairgrieve
bis zu dFUVeU-tschnatIOUCIS»U) Wirst- und Mackinder in England haben
sich m einem formalen .Ein- f ihre »Geographie und Weltmacht«
heitsbeschluß zUs,CMMeUfIleeU- NFX v.I..d. und »Geographie —- der Angel-
Wie zuletzt beim Kriegs· — punkt der Geschichte«ausgebaut.
gerätegesetz (dem letzten Aus-

läufer des Versailler Vertrags), oder auch beim MonarchensAuss
schIUß-Gesetz(der wiederholten Bestimmung zum Schutz der Republik).
Und ebenso richtig ist es, daß eine grundsätzliche außenpolitische
Übereinstimmung von links bis rechts nicht in jeder Abstimmung
zum Ausdruck kommt: wenn auch die Melodie die gleiche ist, der Ton

ist meist verschieden. Aber der Außenminister Stresemann hatte
recht, als er in seiner Nobelpreisrede in Ole feststellte: »es wäre
unmöglich gewesen, die Ideen und Grundsätze von Locarno in

Deutschland durchzuführen,wenn dieser Friedenswille nicht von der

Gesamtheit des deutschen Volkes getragen würde.« Und »Locarno« —

dieses neue System internationaler Beziehungen ist schließlich das

Symbol dessen, was Erzberger, Rathenau und Ebert verstanden und

angestrebt haben und was Stresemann und Hindenburg vollenden
können.

Für Deutschland besagt das geo-
graphische Schicksal: das Land der Mitte, das Zentrum Europas.
Was heißt das in konkreten, zwangsläufigen Einzelheiten?

Deutschland ist kein Kontinent (wie Amerika —« von Küste zu
Küste), keine Jnsel (wie England), keine Halbinsel (wie Frank-
reich oder Italien —— durch Ozeane und Gebirge geschützt),sondern
ein zentrales Tand, offen nach allen Richtungen, und deshalb s

historisches Kampfgebiet für alle europäischenNationen durch das

17., Is. und 19. Jahrhundert; abgeschlossen durch den englisch-
französischenKanalkorridor von der «Weltweite, in welcher England
hundertmal, Frankreich zwanzigmal und Italien siebenmal ihr
Heimatsgebiet fortsetzen und erweitern konnten. Gründe, aus denen

Bismarck wie Kiderlen gegen transozeanische Annexionen waren. Es
ist keine übertreibung: geographisch ist die Lage Deutschlands die

schwächsteund schlechteste aller Länder.
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Auch politisch ist die Tage Deutschlands die schwächste und

schlechteste aller Mächte. Nur Deutschland hat in Europa fast alle

Großmächte als Nachbarn gehabt schon vor dem Weltkrieg, und nur

Deutschland hat heute die größte Anzahl von Nachbarn der Welt,
direkt ein Dutzend und indirekt gar fünfzehn. Die einige geo-

graphisch und politisch offene Tür, die das Bündnis mit sterreich
gewährte und zu dem vielfach mißverstandenen Zugang und Zu-
sammenhang »Berlin——Bagdad« führte, wurde durch die deutsch-
österreichischeNiederlage geschlossen und durch die Staatenwerdung
der Nationalitäten der Habsburger Dynastie verriegelt.

Die geographische und politische Einkreisung (zunächstin räum-
lichem Sinn) des deutschen Mittelpunktes im europäischen Kreis
wurde schon vor dem Weltkrieg verhängnisvoll und ist heute militä-

risch vollendet und vollkommen. Deutschland ist entwaffnet »bis zur
Nacktheit« (wie Stresemann in Oslo sagte), und jeder Nach-bar ist
Deutschland durch Bewaffnung überlegen. Den Millionen von

Reserven, den Tausenden von Flugzeugem den Hunderten von Tanks
kann Deutschland nichts und abermals nichts gegenüberstellenznicht
zu reden von anderen modernen Kampfmitteln, von den entmilis

tarisierten, entfestigten Zonen und dergleichen.
So ist Deutschland die einzige Macht, deren auswärtige Politik

weder durch die militärische Sicherung von Rüstungen und Bünd-

nissen noch durch die natürliche Sicherheit einer nationalen Geo-

graphie geschütztist. .

Dazu ist Deutschland die »internationalst« gelegene Nation.
Keine Nation der Welt hat ihre Volksgenossen so zerstreut und zer-

sprengt wie Deutschland: unter acht benachbarten und sieben an

diese wieder anstoßendeStaaten: rund zehn Millionen Deutsche in

fünfzehn direkten und indirekten Nachbarstaaten; zum Teil in so
großen »Minderheiten«, daß sie zusammen mit anderen Minoritäten

die Hälfte der Bevölkerung ausmachen. Deutschland ist das einzige
Volk, das national nicht einheitlichs werden konnte.

Und schließlichauch wirtschaftlich ist Deutschland durch Versailles
mehr »internationalisiert«worden, als es zuvor war. Wirtschaftliche
Autarkie war für ein Volk nie möglich, das zwanzig Millionen mehr
hat, als sein Boden ernähren kann. Aber Versailles hat nicht nur

die bekannten Gebiets-, Ernährungs- und Rohmaterialienverluste
gebracht, sondern auch die Grenzen so gezogen, daß sie überirdisch
politisch trennen und unterirdisch wirtschaftlich verbinden, mit

Frankreich und Belgien wie mit Polen und Tschechoslowakei.
Wiederum hat jeder dieser Nachbarn nur mit Deutschland allein zu
rechnen, aber Deutschland mit allen gemeinsam. Die ,,nationale«

Wirtschaft wird »internationalisiert« durch die gleichen natürlich-en
Kräfte, die Deutschland in die Mitte der europäischen Völker und

Staaten gepflanzt hat.
Aber — und das ist die Kehrseite der Medaille: so gewiß es ist,

daß kein Mittelpunkt möglich ist ohne einen Kreis, so sicher ist es

auch, daß kein Kreis möglich it ohne den Mittelpunkt. Im Zitat
der Worte eines amerikanischen Staatsmannes: Wo bang togethor
or we bang separatlyl Oder in des Reichswirtschaftsministers verstehen z

Curtius Fassung: »Europas Schicksal ist Deutschlands Schicksal.«Und

umgekehrt: Deutschlands Schicksal ist Europas Schicksal. Wenn das

Herz eines Organismus erkrankt, leidet der ganze Organismus.
Mehr noch: der Organismus kann ohne das Herz nicht existieren.
Daher das drängende Werben um Deutschlands Mitgliedschaft im

Völkerbund auf die Gefahr hin, ein Spanien oder Brasilien zu ver-

lieren: das. »Herz« ist notwendiger als eine »Hand« oder ein

»Finger«. Daher die amerikanische Initiative des Dawesplanes —

auch gegen Frankreich. Daher endlich die deutsche Initiative zu
»Locarno«.

-
—

Was heißt »Locarno«? Im Gleichnis von Kreis und Mittel-

punkt ausgedrückt, das heißt geographisch und geopolitisch: wir sind
der Mittelpunkt eines Kreises, dessen Radiusse auf uns konzentriert,
gegen uns gerichtet sind. Wir können diese Radiusse nicht beseitigen,
ihnen nicht entrinnen, gegen sie nichts ausrichten. Wir können mit
ihnen nur zusammengehen, zusammenarbeiten: wir sind ja selbst ein
Teil dieser Radiusse, ihr Mittelpunkt. Wir können die Radiusse nur

umbiegen, umkehren — in Diagonalen, in Verbindungslinien. Oder:
die Pfeile dieser Radiusse, die gemeinsam die Isoliertheit des Mittel-

punktes bedrohen, umändern in gemeinsame Verbindungen, um die

Gemeinschaft des Kreises zusammenzufügen,um die Sicherheit des

Mittelpunktes sowie des Kreises zu erreichen. Das ist die Mathe-
matik und Philosophie von Locarno, seine Logik und sein Gesetz,
sein Realismus und seine Ideologie. Daher auch die Tatsache von

nunmehr einem ganzen Dutzend von Schiedsgerichtss und Ver-
mittlungsverträgen Deutschlands mit fast allen peripheren Punkten
Europas: lauter Diagonalen, Verbindungslinien — statt des alten

Systems der bedrohenden Einkreisung durch Rüstungen und Bünd-

nisse. Früher konnte es heißen: »Not kennt kein Gebot.« Ietzt
kann und muß es heißen: Not kennt ihr Gebot. Das europäische
Zentrum wird zum organischen Mittelpunkt eines aktiven Ausbaus
von wirklichem Völkerrecht.

’

Die Sichtbarmachung dieser Logik und dieses Gesetzes ist der

Verlauf der deutschen Außenpolitik seit acht Jahren. Die wachsende
Einsicht in die Zwsangsläufigkeit dieser Zusammenhänge bewirkt die

wachsende Übereinstimmungaller staatserhaltenden Parteien bis zur
Einstimmigkeit. Mit der Intuition und dem Mut weniger Per-
sönlichkeiten hat diese Entwicklung begonnen, durch die Einsicht und

Gefolgschaft aller Parteien wird sie bestätigt. Von Weimar, Ver-

sailles und Rapallo an bis zu den in aktiverer Folge sich aneinander-
reihenden Verträgen von London, Berlin, Tocarno und Genf, bis

schließlich zur Regierungsmitarbeit der Deutschnationalen mit dem

Programm der internationalen Solidarität.

Jn seinem ,,Looarno sang Röves« sagt Fabre Türe: »Die inter-
nationale Solidarität kann ein politisches Prinzip erst werden, wenn

und soweit jedes Volk die Zusammenhänge entwickelt durch eine Ver-

tiefung seines nationalen Gewissens.« Es ist des deutschen Volkes

Schicksal, aus dem unentrinnbaren Gesetz seiner »internationalsten«
Lage zuerstddienationalen Grundlagen einer internationalen Politik

müssen und durchführen zu dürfen.

Die Böckerbuiidstagung.
Die diesjährige, achte Völkerbundsversammlung ist am s. d.M.

in Genf mit einer Rede des derzeitigen Präsidenten des Völker-

bundsrates Villegas (Chile) eröffnet worden. In seiner Rede, in

der Villegas die Bilanz des abgelaufenen

der Grenzen im östlichen Teil Europas vorschlagen. Schließlich kam
die Andeutung, die Polen wollten eine allgemeine Erklärung gegen
den Krieg, die von sämtlichen Mitgliedsstaaten des Völkerbunds

«

- unterschrieben werden sollte, beantragen. Es er-

Völkerbundjahres zog, beschäftigte er sich be-

sonders ausführle, wenn auch reichlich opti-
mistisch, mit den bisherigen Bemühungen um

die Abrüstungsfrage. Er stellte in diesem Zu-
sammenhang die drei Leitgedankem Schieds-
gerichtsbarkeit, Sicherheit und Abrüstung in
den Vordergrund. Seine Rede hat sich, das

kann man nach Ablauf eines Teiles der

Völkerbundsversammlung sagen, als ein Hin-
weis auf die Hauptgegenstände der Tagung
erwiesen. Was sich seitdem dort ereignet hat,
was beantragt und besprochen wurde, beschäf-
tigte sich hauptsächlichmit diesem Problemkreis.

Schon vor dem Beginn der Völkerbundss

versammlung, während der Ssitzungen des

Völkerbundsrats, tauchten in Genf und anders-

wo allerlei Gerüchte von einer bevorstehenden
polnischen Initiative auf. Polen, so hieß es,

wolle der diesjährigenl Völkerbundssversammlung
einen allgemeinen Nichtangriffspakt vorschlagen,
d.h. also einen Vertrag, durch den sich sämt-
·liche Staaten verpflichten sollten, nie gegen-

gab sich,daß die letztgenannte Andeutung das
Richtige traf. Der polnische Vorschlag wurde
der englischen und französischen und deutschen
Delegation mitgeteilt, und die Juristen dieser
Delegation zusammen mit dem der polnischen
berieten ihn ausgiebig und brachten ihn ineine

Form, mit der sich die genannten drei Groß-
mächte einverstanden erklären konnten. In-
zwischen hatte jedoch der holländische Minister
des Äußeren, Beelaert van Blokland, ganz un-

erwartet und offenbar ohne vorher mit einer
anderen Delegation Fühlung genommen zu
haben, am ö. September einen Resolutionss
entwurf in der Völkerbundsversammlung ein-

gebracht, der zu prüfen vorschlug, ob der Augen-
blick nicht gekommen sei, um das Studium der

Grundsätze wieder aufzunehmen, die die Basis
des Genfer Protokolls gebildet haben. Die

holländischeEntschließung endigte mit dem An-

trag, die Prüfung der wesentlichen Grundsätze
des Genfer Protokolls erneut aufzunehmen.

einander zum Angriff zu schreiten. Dann hieß 8 Der Conmpkenpk«tz zn Paka Ok-

Majestät des Sonnenkönigtums ist
spürt-an Repräsentativer Raum für feier-
liche Aufzüge und wachsenden Verkehr-.

es wieder, Polen wolle die Frage der Sicher-
heit in Osteuropa aufs Opet bringen, es wolle

ein Locarno des Ostens, also eine Garantierung

Diese überraschende holläsndischeInitiative, die
von den kleinen Nationen sehr lebhaft begrüßt-
von den Engländern aber sofort recht deutlich
kritisiert wurde, brachte die Genfer Atmosphäre
in starke Schwingungen. Nun hatte man also
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9 Bürgerliche Plätze.
Sie wurden von

den Vertebrsfanatitern sortrasiert.
Sie sind beute wieder Tp us. Dichter
Verkehr braucht nicht un isgiplinierten

Raum, sondern Kein-ite-

plötzlich zwei Resolutions-
entwürfe: den polnischem
durch das Juristenkolles
gium umgearbeiteten- und
den holländischen.

Das Genfer Protokoll,
das im wesentlichen eine

französifche Schöpfung ist,
an der der Name Paul
Boncours haftet, und das

auf eine Festlegung und

Garantierung des durch
den Weltkrieg geschaffenen
status quo für alle Zeiten
hinausläuft, ist bekanntlich
am Widerstand Englands
gescheitert, und Chambers
lain hielt ihm auf der Völ-

kerbundsversammlung des

Jahres 1924 die Grabrede.
Der holländische Antrag,
die Grundgedanken des

Genfer Protokolls erneut

zu prüfen, richtete sich also
direkt gegen England, und
da Deutschland das Genfer
Protokoll, das eine An-

erkennung der deutsch-
polnischen Grenzen —bedeu-

ten würde, natürlich ebenfalls ablehnt, auch gegen Deutschland, wäh-
rend er durchaus im Sinne Frankreichs und seiner östlichenBundes-

10
Galeriei

Die geschlossene Straße der verteer-
lvien seit. Die azekspeetive ver

Ein Korriborz für bas Autv
kaum verwendbar.

genossen liegt. Aussicht
auf Verwirklichung hat er

also nicht, auch wenn die

Holländer auf seiner Be-

ratung vor versammeltem
Plenum der Völkerbunds-

versammlung bestehensollten.
Kaum hatte sich die

Aufregung über den hol-
ländischen Vorstoß etwas

gelegt, als man erfuhr, daß
nun die Polen den von den

Juristen ausgearbeiteten
Entwurf nicht mehr auf-
rechterhalten wollten und

ihren eigenen ursprüng-
lichen Entwurf der Völker-

bundsversammlung vorzu-
legen gedächten. Das ge-
schah denn auch durch den

polnischen Delegierten, So-
kal, am 9. d. M. Jetzt
hatte man es also nur noch
mit einer rein polnischen
Initiative zu tun, während
der von den Juristen aus-

gearbeitete Entwurfs von

mehreren Großmächten zu-
sammen mit Polen hätte eingebracht werden sollen und dadurch der
Annahme ziemlich sicher gewesen wäre.
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Gasse in Stuttgart. Mit sicherem
Blick. Aber peinlichen Kurvem

Der polnische Antrag, wie
er jetzt vorliegt, sagt, »daß
ein Angriffskrieg in keinem

Fall als Mittel zur Rege-
lung von Differenzen zwi-
schen Staaten dienen soll,
und daß er aus diesem
Grunde ein internationales
Verbrechen darstellt«. Der

Angriffskrieg soll verboten
und alle Mitglieder dazu
verpflichtet werden, für die

Regelung von Zwistig-
keiten jeglicher Art nur

friedliche Mittel

urteilung des polnischen
Antrags ist in England
und Deutschland ablehnend,
und die deutsche Delegation
hat ihm bereits ein ent-

schiedenes Rein entgegen-
gesetzt, Er ist der Ver-

such sPolens, über den Völ-
kerbund eine Garantie sei-
ner Grenzen zu erhalten.

in An-
«

spruch zu nehmen. Die Be--

Eine französische
Zeitung schrieb zu
dem polnischen
Vorschlag, die Po-
len wollten da-

durchendgültigdie
Tür fürjedeMög-
lichkeiteiner Revi-

sion der Grenzen
schließenund die

ganze Welt ver-

anlassen,einerrein
polnischen Politik
zu dienen. — Jm
übrigen sprach
man bisher in

Genf sehr vielvon

derAbrüstung.Der
schwedische Au- 12 Die Champo Elyseesin Paris. Gerabeaus in die

Unendlichkeit stoßend. Eine Gleitbahn für Verkehrs-
retorbe. Die Achse einer Weltballung.ßenministerLoef-

gren, der dänische
Außenminister Moltsen, der holländische Außenminister Beelaert
van Blokland und der ungarische Vertreter Graf Apponyi bezeichneten
die Abrüstungsfrage
forderten, daß den Worten

minister Stresemann, dessen
großangelegte Rede nicht

nur den Beifall der Völker-

bundsversammlung, son-
dern auch den der Presse
der ganzen Welt gefunden
hat, hat auf dieses Pro-
blem ebenfalls in dringlich-
ster Weise hingewiesen. Er

bezeichnete die Abrüstung
als den Prüfstein für die

moralische Existenzfähigkeit
des Völkerbunds, dessen
Zukunft von der allgemei-
nen Abrüstung abhinge.
Er erinnerte an das der

Welt feierlich gegebene
Wort, daß die Abrüstung
der im Kriege unterlegenen
Nationen die Voraus-

setzung für die kommende

allgemeine Abrüstung sein
solle. Diese Kernfrage des

Völkerbundes ist für das

deutsche Volk tatsächlicheine

Lebensfrage. Hoffen wir, daß
die diesjährigeVölkerbunds-
versammlung ihre Ver-

wirklichung näherbringt.

als die Kernfrage des Völkerbunds und

endlich Taten folgen sollten. Reichs-

13 Die Marienkirche in Prenzlam Die
Silbouette der Stadt bestimmenb.

Das scharf ges nittene Dreieck erhebt
sich machtvvli ü er den kleinen Bürger-

bäuserm

Reichsminister Stresemann machte in seiner Rede unter dem Beifall
des ganzen Hauses die Mitteilung, daßDeutschlandder Fakultativklausel
des Haager Schiedsgerichts beitrete. Das bedeutet, daß Deutschland sich

«

Fa
Schiedsspruch des Haager
Schiedsgerichtsho s zu unter-

werfen. Deutsch and ist die

erste Großmacht,die sichdazu
entschließt,da die Unterschrift
Frankreichs bisher nichtratifis
ziert worden ist. Deutschland
hat damit auf dem Wege zur
Schiedsgerichtsbarkeit einen

wichtigen Schritt getan.
Er hat auch in der Presse

Frankreichs, Englands und
der kleinen Staaten Euro-

pas allgemeine Anerkennung
gefunden,und es istsehr richtig
hervorgehvben worden, daß
Deutschland damit das einzige
positive Ergebnis herbeige-
führt hat, das in Genf bisher
erzielt wurde. Jedenfalls hat
Deutschland seinenWillen

zum Frieden urch den Bei-
tritt zur Fakultativklausel des

HaagerSchiedsgerichts durch
eine Tat bekräftigt,während
man diesmal in Genf bisher
nur Worte vernommen hat.

verkflichtehkünftigbei Streitigkeiten rechtlicherArt mitStaaten, die diese
ultativklausel ebenfalls angenommen haben, ohne weiteres sichdem

,
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Ver Heimatdiensi

Rückblick auf das dritte Keparationsjahr.
Von Oberregierungsrat Dr. B e r g e r.

Am 31. August d. J. ist das dritte Jahr des Sachverständigen-
plans abgelaufen. Deutschland hat während dieses Jahres 1500 Mil-
lionen GM. in die Kasse des Generalagenten für Reparations-
zahlungen abgeführt. Angesichts dieser gewaltigen Leistung, in der
500 Millionen GM. freiwillige Vorleistungen auf Grund des Ab-
kommens über die Ablösung des sogenannten kleinen Besserungs-
scheins enthalten waren, sollten alle Kritiken an der deutschen
Reparationspolitik zunächst einmal verstummen. Die innere Finanz-,
Kredit- und Wirtschaftsgebarung ist Deutschlands eigene Angelegen-
heit, auch nach dem Dawesplan. Die Kritiker des Auslandes sollten
sich daher bemühen, zunächst den Tatsachen gerecht zu werden, die

den Gegenstand unserer eigentlichen Verpflichtungen bilden. Wenn

ihre Kritik im übrigen von dem weiteren Gedanken geleitet ist, der

dem Sachverständigenplan zugrunde liegt — Befriedung der

Reparationsfrage und der Weltwirtschaft —, so ist sie willkommen,

andernfalls empfinden wir sie als ungerechte Nörgelei; das sollte vor

allem auch der deutsche Reparationskritiker, dem —- wie jedem Deut-

schen nun einmal — das Nörgeln ganz besonders liegt, beherzigen.
Wenn wir uns einen Begriff von der Größenordnung der

bewirkten Leistung machen wollen, so müssen wir sie ins Verhältnis
zu unseren täglichen Bedürfnissen, namentlich denen, die wir ent-

behren, setzen. Zahlenvergleiche sind astronomisch und trügerisch,
z. B. die häufig angewandte Relation zwischen Reparationsleistung
und Volks-einkommen. prüft man dagegen« was dem einzelnen nach
Abzug aller öffentlichen inneren Lasten noch zum eigenen Verbrauch
übrig bleibt, bedenkt man, daß die Reparationslast direkt und indirekt

von den breitesten Massen getragen wird —- wie dies volkswirtschaft-
lich auch nicht anders möglich ist —- und setzt man das dem einzelnen
danach belassene ins Verhältnis
zu den auf ihn fallenden Re-

Funktionieren des Sachverständigenplans bilden kann, wird natur-

gemäß stark durch den fortwährenden Aderlaß beeinträchtigt, den die

Aufbringung und Entziehung der Reparationsbeträge verursachen.
Hierüber dürfen wir uns auch nicht etwa durch die Blüte täuschen
lassen, die die gegenwärtige Wirtschaftskonjunktur erscheinen
läßt. Es ist klar, daß diese Konjunktur (ebenso wie der Transfer
der Reparationsleistungen) in beträchtlichem Umfange durch die

Auslandsanleihen beeinflußt worden ist, die Deutschland in der

letzten Zeit hereingenommen hat. Die volkswirtschaftliche Be-

rechtigung der ausländischen Kapitalzufuhr überhaupt ist, angesichts
unserer besonderen Lage, wohl von niemand ernstlich bestritten.
Diese Anleihen sind jedoch nicht allmählich, sondern ruckweise und

in verhältnismäßig kurzen Zeiträumen aufgenommen worden; ihr
Umfang ist beträchtlich, namentlich befinden sich unter ihnen große
Mengen kurzfristiger Anleihen, die ein starkes Element der Unsicher-
heit schaffen. Wie und aus welchen Mitteln die Verzinsung und

Rückzahlung dieser Anleihen zusammen mit den Reparationss
leistungen erfolgen soll, wenn der normale Kapitalzuschußbedarf be-

friedigt ist, läßt sich zur Zeit noch nicht sagen. Wie dem aber auch
sei, es mag schon heute fraglich erscheinen, ob die gegenwärtige
Konjunktur eine echte ist, die Richtigkeit dieses Zweifels wird

allerdings erst an der Steilheit und Tiefe des abgleitenden
Schenkels der Konjunkturkurve erkannt werden können. Ebenso-
wenig läßt sich. heute ein zuverlässiges Urteil darüber fällen,
wieweit die Aufbringung der Reparationslasten aus echten
(inneren) Überschüssen,wieweit aus Einkommen, wieweit aus der

Substanz bewirkt worden ist. Die Tatsache, daß der Haushalt im

abgelaufenen Reparationsjahr 700 Mill. (einschließlich 290 Mill.

Beförderungssteuer), die Indu-
strie 250 und die Eisenbahn

parationslasten, so wird die

Schwere des Aufbringungspro-
blems verständlicher. Einwand-

freie Unterlagen zur Berechnung
solcher Vergleiche fehlen leider

z.Zt. wie im Ausland auch in

Deutschland. Unvollkommene Be-

rechnungen dieser Art sind aber

noch immer jenen oberfläch-
lich-en Berechnungen vergleichen-
der Steuerbelastungen vorzu-
ziehen, wie sie z.B. in England
beliebt sind, wo man mit dem

Vergleich zwischen der englischen
Staatsschuld und den deutschen
Reparationslasten die höheren

in MillionenGoldmark
.300 Kleiner
110 Normqlcr

Z.Deporetions—
jahr 1926X25s

290

4Repardfions
jah- mng

290

FüenarationS
jam- 1028X29

Zahlunqennachdem Dawesplan
Indusnalt EIBeförderungzsteuer
Reichsbann Zänaustrie

550 Mill. ohne äußerlich zutage
tretende Schwierigkeiten aufge-
bracht haben, besagt noch nichts
darüber, inwieweit ein echter
produktionsüberschuß im Sinne
des Sachverständigenplans vor-

gelegen hat. Vergegenwärtigt
man sich-,daß wir bisher wich-
tige innere Lebensbedürfnisse in

Ermangelung von Mitteln un-

befriedigt lassen mußten (z. B.

ausreichende Beamtengehälter),
daß die Eisenbahntarife noch
als zu drückend empfunden

290 werden und die Industrie in
. D.l..l). ihrem Existenzkampf durch diese

Lasten des englischen Zensiten
beweisen will, ohne den Lesern

—

klarzumachen, daß es ein ganz anderes Problem ist, innere Schulden
zu tilgen als Mittel aufzubringen, die der heimischen Wirtschaft end-

gültig entzogen werden, ihr unmittelbar also überhaupt keinen er-

neuten Nutzen bringen können. Die Größe unserer Leistung muß
aber selbst unseren Gläubigerländern imponieren, namentlich den

Schuldnern Amerikas, die insgesamt nur etwas mehr als die Hälfte
der deutschen Leistung an ihr Gläubigerland abgeführt haben und

trotzdem jedes für sich in Anspruch nehmen, daß die Last der äußeren
Schuld zu drückend sei. Auf diesen Zusammenhang hat übrigens —-

entgegen der bisherigen Haltung der amerikanischen Regierung in der

Schuldenpolitik der Staatssekretär Mellon mit den — von Eng-
land so stark befehdeten — Worten hingewiesen, die alliierten Haupt-
schuldner erhielten durch die Reparationsleistungen Deutschlands
mehr als genug- um ihre Schulden an Amerika (Frankreich und

Italien auch noch ihre Schulden an England) zu bezahlen, und damit

gleichzeitig aufs deutlichste das starke wirtschaftliche und politische
Interesse bekundet, das das größte Gläubigerland, Amerika, als

letztes Empfangsland der Reparationen, an dem Funktionieren des

Sachverständigenplans hat. Wenn auch der Eingang der Zahlungen
der Schuldnernationen rein zahlenmäßig betrachtet für Amerika, an

dem Gesamtvolumen der produktion und des Warenumsatzes ge-
messen, keine bedeutsame Rolle spielt —- wieweit sich die Zahlungen
letzten Endes wirtschaftlich als Vorteil auswirken werden, bleibt erst
abzuwarten -—, so bedeuten sie jedenfalls nach übereinstimmender
Meinung der Schuldnerländer eine schwere drückende Last der

letzteren. Dies gilt-ganz besonders für Deutschland, das den Krieg
verloren, keine wirtschaftlichen Hilfsmittel oder zahlende Schuldner
wie die Alliierten hat und nach den verheerenden Wirkungen der

Jnflation unter ungeheuren Schwierigkeiten einen dauerhaften
Wiederaufbau seiner Gesamtwsirtschaft erkämpfen muß. Dieser
Wiederaufbau, der in hohem Maße von der raschen Bildung von

Eigenkapital abhängt und der allein die Grundlage für das
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Tarife- zu hohe Steuern und
die besondere von ihr zu

tragende Reparationsauflage stark gehemmt wird, so können wir

eher davon ausgehen, daß der äußerliche Erfolg der Aufbringung
noch recht weit von den eigentlichen Voraussetzungen des Sach-
verständigenplans entfernt ist.

Nicht viel anders steht es. mit der anderen Seite des Problem-,
der Übertragung. Der Abschlußbericht des Generalagenten
weist einen zur Übertragung im dritten Reparationsjahre verfügbaren
Betrag von rd. 1574 Mill. GM. auf, von dem rund 1389 Mill.

,,übertragen«wurden. Die Differenz mit 185 Mill. blieb als Bestand
in seiner Kasse. Gegenüber dem Vorjahre sind also rd. 200 Mill.

mehr übertragen worden, während die deutsche Mehrleistung fast
300 Mill. ausmachte. Jn den »Übertragungen« sind wiederum eine

Reihe von Zahlungen für Leistungen im Jnlande enthalten, wie der

Diskont für die monatlichen Vorauszahlungen der Reichsbahn
(6,5 Mill.), ein Teil der Kommissionskosten (rd. 7 Mill.) und die

Besatzungskosten (7Z,5 Mill.), die mit 12,5 Mill. unter dem ent-

sprechenden Aufwand des Vorjahres blieben. Die Zahlungen in

Devisen sind stark gestiegen. Die englische Reparationsabgabe brachte
mit 230,6 Mill. rd. Zo Mill., die französische mit 59,5 rd. 18 Mill-

mehr; der Anleihedienft sank dagegen (an 91,Z Mill.), die Kom-

missionen erforderten nur rd. Z Mill. Ferner wurde eine Zahlung
von Z Mill. für Rechnung Englands an Deutschland zwecks Aus-

zahlung von Guthaben deutscher Kriegsgefangener geleistet. Die

Vereinigten Staaten erhielten erstmalig 55 Mill. Lauf ihre
Besatzungskostenforderung und 40 Mill. auf Grund des Sonder-
abkommens über ihren 214 WsAnteiL Endlich wurde ein sogenanntes
freier Bartransfer von 200 Mill. vorgenommen. Diese Devisen-
zahlungen machen zusammen mit einigen kleineren Zahlungen
rd. 683 Mill. aus und übersteigen die entsprechenden Zahlungen des

Vorjahres um rd. 250 Mill. Hierzu tritt aber ferner noch der

Gegenwert der nicht zusätzlichenSachlieferungem d. h. derjenigen
Sachleistungen, die von Rechts wegen nicht im Wege der
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Reparationsausfuhr, sondern der normalen Handelsausfuhrbewirkt

werden müßten. (Entsprechend dem Grundsatz, daß wir nur» aus.

AusfuhrüberschüssenReparationen leistenkönnen und sollen, mußten
in erster Linie die SachleistungenzusätzlicheAusfuhr «sch-affen.)Jhr
Anteil istv zwar schwer zu ermitteln, aber»ohne·Zweifelsehr erheb-
lich, nach französischenMeinungen sogar uberwiegend. Diese Sach-
lieserungen hätten uns normalerweise Devisen eingebracht,auf die
wir nunmehr verzichten mußten. Alles in allem ergibt sich»so im
dritten Reparationsjahr eine Devisenleistung von vielleicht 9oo»bis

1000 Mill. RM. Die Sachleistungen sind im ganzen trotz erhohter
Mittel nicht gesteigert worden, vielmehr von»658 auf 616 Mill.

gesunken. Selbst dieses Ergebnis ist nur mit außerster Anstrengung
seitens unserer Gläubiger, namentlich in der letztenZeit, erreicht
worden. Dabei sind alle erdenkbaren Mittel, wie großereAn-

zahlungen auf spätere Lieferungem schleunige Genehmigung lang
bekämpfter Objekte, Überleitung normaler Handelsausfuhrvertrage
in Reparationsausfuhrverträgeusw-.angewendet worden.

Da unsere cZahlungsbilanz ihren stark passiven (,,geborgt-
aktiven«)Charakter beibehalten hat —- die Handelsbilanzwird im

dritten Reparationsjahr etwa 5000 Mill. Einfuhruberschußaus-
weisen —, sind diese Transferergebnissevorwiegend nur mit Hilfe
der hereinströmenden Auslandskredite ermöglicht w-ord»en,·einEr-

gebnis, das keineswegs in der Richtung des Sachverstandigenplans
liegt und beweist, daß wir dem eigentlichen Kernproblemder ganzen
Reparationsfrage noch sehr wenig nahegekommensind. Angesichts
dieser Entwicklung erscheint es an sich mußig, gegen einzelne Formen
des Transfers anzugehen, also z. B. den·Bartransferzu verurteilen
oder das Sachlieferungsgeschäft zu kritisieren. Allerdings hat Jede

dieser Formen für sich ihre schweren Fehler und Nachteile. Der

Bartransfer wirkt beschleunigend auf eine ungünstige Devisen- und

Diskontentwicklung, obwohl gegenwärtig seine eigentlich-e Wirkung
durchs die Auslandsanleihen vielfach verschleiert wird. Die Sach-
lieferungen wirken namentlich schädlich, wenn sie nicht selbst zusätz-
lich oder wenigstens geeignet sind, zusätzliche Absatzmärkte zu er-

werben helfen; es ist daher auch nicht zu beklagen, daß die Er-
wartungen, dise beim Abschluß des genannten soc-Millionen-
Abkommens über den kleinen Besserungsschein in bezug auf eine

entsprechende Steigerung der Sachlieferungen geknüpft wurden, nicht
eingetroffen sind. Aber der Hauptfehler unserer Lage besteht in dem

Mangel an Ausführserweiterung und der geringen Aussicht einer

durchgreifenden Steigerung des Außenhandelvolumens, wie sie
erforderlich wäre, um die den Reparationsleistungen entsprechenden
Überschüssezu liefern.

Das vierte Reparationsjahr findet uns also trotz
äußerlich günstigen Scheins in einer recht schwierigen Situation.
Während wir angesichts der Knappheit des heimischen Kapitalmarktes
das heikle problem der Finanzierung unseres stark angeschwsollenen
außerordentlichen Etats noch zu lösen und in diesem Jahr 250 Mill.

mehr Reparationsleistungen als im Vorjahr zu bewirken haben,
müssen wir gleichzeitig Vorkehrungen für das Etatsjahr 1928X29
treffen, in das bereits sieben Zwölftel des »Rormaljahres«, das
2500 Mill. von uns fordert, fallen. Die auf 1750 Mill. erhöhten
Leistungen des vierten Jahres werden voraussichtlich die angedeuteten
Schwierigkeiten nicht einfacher gestalten. Die Haushaltsleistungen
fordern diesmal 790 Mill. (ohne Reservefonds, mit Beförderungss
steuer), die Eisenbahnzahlungen 660 Mill., die Jndustriezahlungen

Zoo Mill. GM. Wie aus dem
-

"

»

«

« -

7 folgenden Kalender hervor eht,Reparationskalender furfdas 4 Reparationsjahr i92 X28
sind die monatlichen Abführuägen

M G··M- ebenmäßiger gestaltet als im Vor-

jahre. Eine besondere Tage schaffen
Be- aus alts a tun en nur wieder die ins den Monaten

Reichsbahn förderungss Industrie
H h z h g

Gesamtbetrag April und August fälligenIndu-
steuer Haushalt f Reservefonds striezahlungen; ihre Verteilung auf

» gleichmäßigeMonatsraten ist aus

Sep. 27 55 ooo ooo«) 20 ooo ooo!) ai 666 666 67 8 533 ZZZ 33 i 25 ooo ooo —- technischen Gründen nicht möglich.
Okt. ,, 55 ooo ooo 24 iso ooo as 666 666 67 8 ZZZ 353 33 i29 ist-; ooo —

.

Den- kommendenSchwierig-
Nov. ,, 55 000 ooo 24 166 000 H 666 666 66 8 333 ZZZ Za 129 166 ooo — keiten werden wir entschlossenent-

Dez. ,, 55 ooo 000 24 MS 000 M 666 666 67 8 ZZZ 355 ZZ l29 166 000 — gegengehen mussen.
»

Eine Besse-
Jan. 28 55 000 ooo 24 ice ooo « 666 666 67 8 ZZZ ZZZ ZZ i29 166 ooo — rung unserer reparationspolitischen
Feb. ,, 55 ooo ooo 24 i66 000 M 666 666 66 8 ZZZ ZZZ 34 129 l66 000 ·—- Lage wird im gegenwärtigenZeit-
März ,, 55 ooo ooo 24 wo ooo M 666 666 67 8 333 333 33 x29 166 ooo — punkt und einseitig kaum durch-
Apr. ,, 55 ooo ooo 24 sog ooo xso ooo ooo tu 666 666 67 8 333 ZZZ 39 273 lss 000 —-

setzbarsein«WelcheÄnderungen
Mai » 55 ooo ooo 24 wo ooo 41 666 666 66 8 ZZZ 533 34 129 166 000 —

in der internationalen Konstella-
Juni » 55 000 000 24 MS 000« H 666 666 67 i 200 ooo — i22 032 666 67 tion und der wirtschaftlichenWelt-

Juli 55 000 ooo 24 iøa ooo tu 666 666 67 — — i20 832 665 67 auffassung die zukunst bringt,
Aug. 55 ooo ooo 24 ieø ooo i50 ooo ooo H 666 666 66 — — 270 832 666 66 kann niemandwissen. »OhneRück-
Sep. » 55 ooo 000 24 174 000 79 l74 000 — ficht hierauf werdenwir inzwischen
Summe : ? is ooo ooo Z 10 ooo ooo Zoo ooo ooo 500 ooo ooo — 76 200 ooo —

ZEITgggggg — MäsukzxusbgthggTädmgkizätchän
kenntnis der wahren wirtschaft-

190i200000 —- lichen Lage Deutschlands vertiefen
«) Schlußöahlungen für das Z. Reparationsiabr 1926f27.

Die Ostlocarnofrage in Genf.
Als der polnische Außenminister Skrzynski den Entwurf des

Locarnopaktes nach Hause brachte, wurde er im polnischen Sejm von

verschiedenen Parteien, ins-besondere von dem rechtsstehenden Ab-

geordneten Stronskiz heftig angegriffen, weil in dem Locarnopakte
insofern eine verschiedene Bewertung der deutschen West- Und der

deutschen Ostgrenze enthalten sei, als nur die Westgrenze durch einen
Garantievertrag geschütztwerde. Die polnische Regierung hat da-
mals diese Angriffe natürlich zurückgewiesenund Polen hat ja den

Locarnopakt auch ratifiziert. Aber in immer stärkerem Maße hat
sich die polnische Regierung diese ursprünglich oppositionelle Kritik
an dem Locarnopakt zu eigen gemacht und auf eine Ergänzung des

Paktes hingearbeitet. Sie ließ dabei außer acht, daß der Locarnw

pakt in« seiner Anlage D auch einen deutsch-polnischen Schiedsvertrag
enthält, der jeden gewaltsamenVersuchs einer Grenzänderung aus-

schließt, und ließ sich vielmehr völlig von( dem in Polen weit-
verbreiteten Mißtrauen treiben, daß Deutschland eine gewaltsame
Revision seiner Ostgrenze anstrebe.

"

«

Die schwierigen Perhandlungenzwischen Deutschlands und Frank-
reich über die Auswirkung des Tocarnopaktes gaben Polenwieders
holt Gelegenheit, den Gesichtspunkt der Sicherheit Polens gegenüber
Deutschland unter Jgnorierung des deutsch-polnischen Tocarnos

·

schiedsvertrages geltend zu machen, so bei der Aufhebung der

und verbreiten helfen müssen.

ZM ZeitgeschichteEssig-gi-
Militärkontrolle, dem Streit um die deutschen Ostbefestigunsgen und

neuerdings bei der Frage der Rheinlandräumung Einige Wochen
vor der jetzigen Völkerbundstagung setzte in der polnischen und der

französischen Presse gleichzeitig eine Agitation in der Frage der

Rheinlandräumung ein, die von Deutschland für eine Rheinlands
räumung Zugeständnisse im Interesse der Sicherheit Polens und

Frankreichs forderte, darunter in erster Linie eine Garantie der

deutsch-polnischen Grenze.
Das ist der polnische Gedanke eines Ostlocarno. Es ist zu be-

achten, daß daneben schon vor der jetzigen Genfer Völkerbundtagung
auch andere Pläne eines Ostlocarno behandelt wurden, insbesondere
in der Form von Garantieverträgen der kleinen osteuropäischen

Staaten mit der Sowjetunion. Aber auch der polnische Ostlocarnos
gedanke hat in Gens völlig andere Formen angenommen. Man war

sich wohl auf polnischer Seite im voraus darüber klar, daß man dem
Völkerbund nicht mit dem Plan eines Sonderpaktes wegen der

deutsch-polnischen Grenze kommen dürfte, einmal, weil, wie am

nachdrücklichstender englische Außenminister Chamberlain betont
hat, der bestehen-deLocarnopakt auch für die Ostgrenzen Deutschlands
eine völlige Sicherheit bietet, andererseits, weil die Erkenntnis der

Notwendigkeit einer Revision dieser Grenze auf friedlichem Wege
auch außerhalb Deutschlands immer weitere Fortschritte macht. Der
ursprüngliche polnische Plan in Genf ging daher offenbar dahin,
einen Richtangriffspakt für eine größere Zahl osteuropäischerStaaten

vorzuschlagenund eine verstärkte Garantie für die deutsch-polnische
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Grenze im Rahmen dieses
Paktes durch die Fest-
legung von Sanktionsmaß-
nahmen zu erreichen.

TIT- anwischen hat Polen,

c- -

«

l das nicht sehr geschicktope-
-

—

—

»F; riert hat, von seinem ur-
-"

»
sprünglichen Projekt immer

-

a » » , -" weitergehende Abstriche
z- E- machen müssen, so daß

Z· schließlich nur eine allge-
-

«

. E meine Resolution gegen den
s
· . Z Krieg übrigblieb, was Po-

i «
H- len schließlich veranlaßte,

—

eine Zurückziehung seines
Entwurfs ins Auge zu
fassen. Die Entwicklung-

- der Ostlocarnofrage in

sp Genf wurde dadurch kom-
Hr

pliziert, daß Holland gleich-
-

-«

»,«», W zeitig einen Vorstoß gegen
—

ksnenach den
Völkerbuiliodsaizungen immerhin e-

1 FsketåöiesiispsäftekäIII-T stehende Möglichkeit eines

Pathetiiche Guevetung· legalen Krieges machte und

daß in die ganze Frage
Verstimmung der kleinen

Staaten gegen die Großmächte hineinspielte. Doch dies sind Fragen,
die über das eigentliche OstlocarnosProblem schon hinausgehen. Dieses
Problem wird aber über den Rahmen der deutsch-polnischen Be-

ziehungen hinaus auch weiter eine Bedeutung behalten, solange die

Tendenzen bestimmter französischer Kreise, die Sicherheitsfrage in
den Vordergrund der Diskussion zu schieben, noch wirksam sind.

Der dritte Genfer Minderheitenkongreß.
Der dritte Genser Minderheitenkongreß hat

mit einer kleinen Sensation geendet: Die po lnische Mind er-

heitin Deutschland hat ihren Austritt aus dem Kongreß
erklärt, und die beiden weiteren kleinen Minderheiten in Deutsch-
land, die Dänen und die Tausitzer Wenden, die freilich zuvor schon
vollständig und blindlings sich ihrer Führung unterwarfen, mit sich
gezogen. So ist die Einheit der Minderheiten — oder der organi-
sierten nationalen Gruppen Europas, wie man sagt, um eine Ver-

wechslung des Begriffs der »Minderheit« mit dem der »Minder-

wertigkeit« zu verhüten
— gesprengt und die Wirkung der Kongreß-

beschlüsseauf den Genser Völkerbund planmäßig und absichtlich zer-
stört worden. Es hat dem ausgezeichneten, geschickten und all-
beliebten Präsidenten Dr. Wilfan, der ja selbst als Slowsene ein
Slawe ist, nichts genutzt, daß er mit wirklich ausgleichender Gerechtig-
keit das Szepter führte, daß er auch die Zuwahl eines russischen
Minderheitensührers aus Tettland ins Präsidium durchsetzte. Zwar
waren jetzt in diesem Präsidium neben dem Juden Dr. M otzkin,
dem Katalanen Dr. Miaszpons i Anglasell, dem Deutschen
Dr. Schiemann und dem Ungarn Dr. v. Szüllö die Slawen
durch drei Herren vertreten: Außer Dr. W i l f a n und dem russischen
Professor Dr. Kurts chins ki durch den Generalsekretär der

Minderheiten in Deutschland, den Polen Dr. K aczmarek, aber

das hinderte eben diese Polen nicht, die Erklärung zu wagen: dieser
Kongreß diene nur imperialistischen Machtzielen der deutschen
Gruppen, und die »geschwächten«Minderheiten würden hier von den

»gestärkten«und »saturierten« unterdrückt. Und diese Erklärung er-

folgte, nachdem die einzige Abstimmung,

allseitig geschätzten Grafen
Sierakowski, längst
an die Wand gedrückt hat,
vor dem Kongreß nach
Warschau gefahren und

hatte dort —- für einen

Führer der Minderheiten-
sache eine gewißlich er-

staunliche Leistung! —- offen
zu Repressalien, zur Schlie-
ßung deutscher Schulen in

Polen, aufgefordert, um

dadurch die Öffnung pol-
nischer Schulen in Deutsch-
land zu erzwingenl Es

half dem Kongreß also sehr
wenig, daß er sich bemühte,
den Polen und den durch
sie geführten Gruppen in

jeder Weise entgegenzu-
kommen. Ein Mißtrauens-
voium gegen den verdienten

Begründer und General-
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sekretar dreier AKonngsse" schaftsfpmbvl der modernen Welt;
Dks E w a l d

,

m e n
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Ychaufragend
über die hohe Stadt. Jm

das höchstlächerlichbegruns ittelpuntt zahlreichen- Zugangsachsem
det war, lehnten freilich die Machtsymbol doesKaxätäliomus

und der

übrigen Gruppen entschie-
Mo e·

den und übereinstimmend » .

ab, schon ehe es zur Behandlung kam, so daß man polnischerseits zu-
rückzuckte. Auch die schwierige Frage der K u lt u rau t o n o m i«e
in K ä r n t en konnte durch ein Kompromiß zur allseitigenBefriedi-
gung noch gelöst werden: Man« sprach aus, daß man dafur dankbar

sei, wenn in dem bekannten Kärntner Gesetzesantrag auf die Genfer
Kongresse als Rechtsquelle Bezug genommen werde, daß ·aber«eine

Kulturautonomie schon in der Vorbereitung Zusammenarbeit zwischen
Mehrheit und Minderheit zur Voraussetzunghabe und daß eine

Kulturautonomie im Sinne der Beschlüse des zweiten Genser»Kon-
gresses nur mit Zustimmung und Billigung der davon beruhrten
Minderheit Gesetz werden solle. Die eigentliche Sprengung wurde

dann ä u ß e r lich durch die F ri e s e n f r a g»eherbeigefuhrt: Der
vorige Kongreß hat eine Kommission zur Prüfung der·Frage ein-
gesetzt, ob die Friesen in Deutschland, deren nationale Eigentümlich-
keit ja niemand leugnet, eine Minderheit im Sinne diesesKongresses
sind, d. h. ob die Mehrheit in dieser ,,M-inderhe·it«'so viel »Minder-
heitengefühl«und »Minderheitenbewußtsein«besitzt,sich in Genf ver-
treten lassen zu wollen. Es ist einwandfrei festgestellt,daßdem nicht
so ist. Die erwähnte Kommission hat«was leider richtigist, nichts
geleistet. Die Polen wollten die Friesen erneut ·prasentieren,die

Deutschen weigerten sich, sich diese neue Minderheit aufdrängenzu

lassen und betonten, die Aufnahme konne eher schadenals nutzen,
denn das führe zu einer Atomisierung der Staaten in Minderheiten
und werde die Großmächte und den Volkerbundnur erneut stutzig
werden lassen. Dagegen war die Kongreßmehrheitbereit, die Ukrainer

aus Polen, die früher nur als »Beobachter««avufdem.Kongreß waren,
jetzt aber die zur Aufnahme nötige »Loyalitatserklarung« gegenuber
ihrem Staatswesen in irgendeiner Form abgeben wollten, aufzu-
nehmen. Ebenso lagen noch Aufnahmegesuche der Mazedonier, der

Juden aus Österreich, der Litauer aus Deutschland vor. Schließlich

einigte man sich in der Kommission darüber, überhaupt nie-

m an d en aufzunehmen, weder die den Polen unangenehmen
Ukrainer noch die Friesen. Man beschloß,dem ganzen Kongreß eine

festere Verfassung und Satzungen zu geben,
die dieser Kongreß tatsächlich in seinem
Gremium, dem durch je einen Vertreter

jeder Nationalität erweiterten Präsidium, l« .-

faßte, zu einer brüsken Überstimmung -,« g- "«

gerade der Deutschen geführt hatte. Und
'-

diese kühne Behauptung wagten eben die-

selben Polen, obwohl ihnen bekannt ist, daß
im Kongreß überhaupt nur nach Natio-
nalitäten abgestimmt wird, so daß die mit

zehn Delegationen aus den verschiedenen
Ländern anwesenden Deutschen, die doch

in denen auch gesagt werden solle, was

-- überhaupt eine Minderheit sei. Der Aus-

«-J :- schuß solle diese Satzungen vorberaten und

einstweilen in Wirksamkeit setzen, der

nächste Kongreß solle sie dann bestätigen
und die Neuausnahmen gemäß den Satzun-
gen vollziehen. Das war das einzig Rich-
tige. Und doch platzte die Bombe und die

Polen traten mit ihren Anhängern aus —

wohlgemerkt, nicht auch die Polen in

Litauen, die sich nur zurückhalten zu
rund 8 Millionen Staatsbürgervertreten,

)

«, wollen erklärten!-—, eben Teil ihre

ski?znuåequekåiäk3eäxäikfk«dkk"52»22«
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in Deutschlandoder der Tausitzer Wenden.
X

X
den hohen Funktionären des Warschauer

Freilich war dieser polnische Austrittsakt Z --' » Außenministeriums auch kräftig genahrt
schon längst vor dem Kongreß eine be-

M- wurden.

schlossene Sache. Wardoch der jetzt allmächtig So kam es zu dem Theatercoup,
. » . Die S losztir e in Dresden; vor der Au using-

gebtetende FUhtek der Polen M Deutsch· 16 chDkanZtiicheHöchstceistung des Bgaroas.drücke. nicht ohne daß die übrigen Minderheiten
land, der preußische Landtagsabgeordnete
B a c z e w s k i, der den früheren polnischen
Vertreter in Genf, den sehr vornehmen und
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Die Kirche als Blickpuntt, die lange Achse der Brücke.
Der dröhnende Zusammenstvß von Bektikaler und

Horizontaler.

einheitlich und geschlossen ihrem Präsi-
denten ihr Vertrauen votiert und ihrer
festen Absicht, die Kongreßarbeit als solche
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auch ohne Polen aufrecht-
zuerhalten, Ausdruck ge-

geben hatten. So bleibt der

Kongreß als eine Platt-
form der in ihrer persön-
lichen und gesellschaftlichen
Freiheit unterdrückten Min-

derheiten Europas bestehen,
er bleibt als ein alljährlich
an das Weltgewissen appel-

1Will-n-«·Y
still-ils

IIIl

illi-»Im-ilsl

lierender Kämpfer nicht
gegen die Souveränität

und das politische und

wirtschaftliche Wohl der

Staaten, sondern für das

friedliche und freie Zu-
sammenleben der verschie-
denen Nationalitäten inner-

halb eines Staatswesens,
er bleibt als ein Mahner
zur friedlichen Verständi-
gung der auf Europas
engem Raum zusammen-
gedrängten vielen Volker

und Rassen.
· .

Die eigentliche Kongreßarbeit trat hinter diesen
äußeren Sensationen etwas zurück. Vielleicht»aber doch weniger,
als das nach außen hin so scheinen möchte»Die-Unterrichtungder
Weltpresse über die eigentliche Kongreßarbeitweist eben vorlaufig
noch ihre Mängel auf, in den Vollsitzungen pflegt alles in voller
Harmonie und Friedlichkeit vor sich zu gehen,wahrendman die wirk-
Iichen und so natürlichen Meinungsverschiedenheitennach Volker-

bunddiplomatie hinter verschlossenenTüren
austrägt. Das ist auf die Dauer»unmog-
lich, und man wird sich zu überlegen
haben, ob man das Gremium und die

Ausschüsse nicht einer, wenn auch be-
schränkten Offentlichkeit zugänglich wird

machen"müssen,soll das Weltinteresse an

der Kongreßarbeit erhalten bleiben.
»

Der Kongreß hat die Arbeit fruherer
Jahre vertieft und erweitert. Er hat vor

allem eindringlich darauf hingewiesen,daß
die nationale Unduldsamkeit der Starkeren

gegenüber den Schwächeren, der Mehr-
heiten gegenüber den Minderheiten, kriegs-
fördernd wirkt und daß eine Weiterfuhrung
dek heutigen politik unweigerlich zu neuen

X-
europäischen Explosionen drängt; er hat .

wiederum festgestellt, daß die heiligsten

18 Schema für den Schnellverkebr.
Unter der Erde, in Etagen geordnet.

Deutschland waren gegen 50 Parlamentarier erschienen, die sämtlichen
Parteien des Reichstags mit Ausnahme der Kommunisten und der

Völkischen angehörten. Auf der Tagesordnung der Konserenz standen
eine Anzahl wichtiger Fragen, wie die Abrüstungsfrage und die

Kodifikation des Völkerrechts. Die französischeRegierung hatte für
die Konferenz das Sitzungsgebäude des Senats, das Palais du—Luxems
bourg, zur Verfügung gestellt und für die Bestreitung der durch die

Konserenz entstehenden Kosten einen Kredit von 500 000 Franken,
was etwa einem Kauf-wert von 100 000 M. entspricht, ausgeworfen.
Vorsitzender »der Tagung war der französische Senatspräsident
Doumer. Bei der Eröffnung hielt der französischeMinisterpräsident
Poincariä eine Rede, in der er den Frieden feierte, die Solidarität der
Völker betonte und als die Aufgabe der interparlamentarischen Union

bezeichnete, zur Beseitigung des Trennenden zwischen den« Nationen
«

und zur Festigung dessen beizutragen, was sie einander näher bringt.
Jm Verlauf der Tagung empfing der Präsident der französischen
Republik die Teilnehmer an der Konferenz, und- am Schluß gab
Außenminister Briand zu Ehren der Teilnehmer an der Konferenz
ein Festessen, bei dem er eine große und, was bei ihm selten vor-

kommt, vorher schriftlich fixierte, politische Rede hielt.
Die französischeRegierung hatte der Konserenz somit alles Relief

gegeben, was nur möglich war. Was die deutsche Teilnahme angeht,
so war sie nicht nur sehr zahlreich und befanden sich darunter viele
der hervorragendsten deutschen Parlamentarier, sondern bei den
Debatten traten die Deutschen auch sehr stark hervor und hatten mehr-
fach Gelegenheit, den deutschen Standpunkt ausführlich zu vertreten.
Von keiner Seite wurde versucht, die deutschen Teilnehmer in irgend-
einer Weise zu beeinträchtigen oder zurückzusetzen, und es kam
manchen chauvinistischen Pariser Zeitungen recht hart an, das kon-

statieren zu müssen. Bezeichnend war in diesem Sinne ein zwischen-
fall. Jn einer der ersten Sitzungen der Konferenz polemisierte der

belgische Senator Magnette gegen das Werk des deutschen parlamen-·
tarischen Untersuchungsausschusses »Völker-
recht im Weltkriege« und schlug eine Reso-
lution vor, durch die die interparlamens
tarische Union erklären sollte, daß die
Verletzung der belgischen Neutralität ein
höchst bedauerlicher und zu verwerfender
Akt gewesen sei. Magnette verlangte also,
was auf so vielen Konserenzen der Nach-
kriegszeit als Vorbedingung für die Teil-
nahme der Deutschen gefordert worden ist,
nämlich ein Bekenntnis deutscher Schuld.
Immer wieder, ob es nun eine wissen-
schaftliche Konserenz, eine internationale
Studentenkonferenz odersonst etwas war,
wurde erklärt, man wolle den Deutschen
Verzeihung gewähren, wenn sie ihre Reue
über das 1914 bis 1918 Geschehene zum
Ausdruck brächten. Jn dieser Linie lag

Rechte der Minderheiten, so das Recht auf
eigene Sprache und deren Gebrauch, immer 19 Beispiele für Straßenkreuzungen.

dem modernen Verkehr-.

der Resolutionsvorschlag von Magnette.Keine genügt Es war bezeichnend für die Situativn, daß
noch von vielen Seiten mißachtet werden;
er, hat über das Problem verhandelt, in- -

. · .

wieweit die Übertragungkultureller Rechte auf die Minderheitenund
ihre Organisationen selbst, sei es in Form der Kulturautonomivezff·n
es in irgendwelcher anderen Form, eine Schmälerung der Souveranitat
der Staaten bedeute —- was übrigens von deutscher Seite entschieden
verneint wurde, unter starker Betonung der Tatsache, daß die Sou-
veränität eines Staates von a l l en seinen Bürgern, Mehrheitss u n d

Minderheitsbürgern ausgeht und getragen wird —, und er hat
schließlichüber gemeinsame Fragen statistischer Mindestforderungen
und der Förderung der Nationalitätenkunde im allgemeinen ver-

handelt. Der Kongreß hat schließlich mit hohem Pathos und,
schönenWorten —- die freilich durch die polnische Aktion hinterher
etwas grausam illustriert wurden — die Minderheiten selbst zur Einig-
keit untereinander ermahnt, er hat ihnen, sofern sie zu mehreren in
einem Staatswesen zusammenwohnen, Zusammenarbeit, gemeinsames
parlamentarisches Vorgehen, friedliche Verständigung auch ihrer
Presse usw. empfohlen, und er hat, als wichtigstes, in den Tagen:
inniger Zusammenarbeit das gegenseitige Sichkennenlernen der Russen
und Polen, Juden und Ungarn, der Deutschen und der Slowenen, der
Katalanen und der Dänen und wie sie alle hier beisammen waren,

gefördert. Wenn die Staaten, in. denen die vielen Minderheiten
wohnen, aus dieser Kongreßarbeit die richtige politische Lehre
ziehen und wenn die Minderheitenführer selbst sich vornehmen, noch
ernstlicher als bisher auch ihren Muttervölkern, soweit sie selbstt
Staaten bilden, zuzureden, die Lehren der Genfer Tage zu«beherzigen,
dann werden die Genfer Minderheitenkongresse auch ein gutes Stück
zur Förderung des Weltfriedens beizutragen vermögen.

Dr. Fritz Wertheimer.
Die Konferenz

der interparlamentarifchenFriedensunion in Paris.
Vom 25. bis Zo. August fand in Paris die 24.Jahres-konferenz

der interparlamentarischen Friedensunion in Anwesenheit von etwa
400 Parlamentariern aiis 35 verschiedenen Staaten statt. Aus

«

rung des Friedens,

der Antrag Magnettes zuerst einer Kom-
mission überwiesenwurde und dann in der

Versenkung verschwand und an seiner Stelle eine allgemein gehaltene
Erklärung trat, die keinerlei Vorwurf gegen Deutschland enthielt
und zu der sich die Deutschen so gut wie alle andern bekennen
konnten. Daß dieser Vorgang von der nationalistischen Presse
Belgiens und Frankreichs mit Entrüstung und Betrübnis verzeichnet
und kommentiert wurde, ist erklärlich. Denn er zeigte, daß man

heute auf internationalen Konferenzen den Deutschen volle und ab-
solute Gleichberechtigung selbstverständlich nicht mehr bestreiten kann.

Von den Debatten der Konserenz sind einige Punkte besonders her-
auszuheben, vor allem das Rededuell zwischen dem deutschen Reichs-
tagspräsidentenLöbe und Professor Schücking,dem bekannten deutschen
Völkerrechtslehrer .

einerseits und dem

französischenSenw
tor de Jouvenel
andererseits. Löbe
feierte das Werk
von Locarno als
einen Fortschritt
für dieKonsolidiei

bedauerte, daßauf
diesem Wege ein-

Stillstand einge-
treten sei, wandte

sichgegendasMiß-
trauen, das schlim-
mer sei als der

Haß und trat für
baldige Räumung
des Rheinlandes
ein.Jn seiner Ant-
wort an Löbe sagte

20 Ein Vorschlag zur IIberbrückungdes Potsdamer
Platzes in Berlin. Die Verkehrsspinne. Zahl-

reiche verwandte Projekte amerikanischer Stadtdau·

meister sind bekannt.
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de Jouvenel, jede Enquete über die Kriegsverantwortlichkeit sei ge-

fährlich und deswegen seien die Untersuchungen des Reichstags dar-

über abzulehnen. Darauf folgte eine scharfe Kritik des Werks von

Locarno, das zwar in Westeuropa den territorialen Status quo
garantiert, für den Osten jedoch nicht dasselbe gebracht habe. Was

herbeigeführt werden müsse, sei eine einheitliche Garantie für alle

Grenzen Europas. Ferner kritisierte de Jouvenel unser Verhältnis
zu Rußland und bezeichnete schließlichdie Besetzung des Rheinlandes
als die einzige Garantie für den

Frieden
und für die Stabilität in

Europa, solange sich hinter der Fa sade in Locarno noch zweideutigs
keit verberge. Professor Schückinggab darauf eine ausführliche und

vortrefflich formulierte Antwort; er be-

Verhandlungen kurz rekapitulierte und mitteilte, die belgische Re-

gierung habe sich zur Führung einer Enquete über diese Fragen
bereit erklärt und die deutsche Regierung sei damit einverstanden, als-
bald in Verhandlungen über die Einsetzung einer unparteiischen
Untersuchungskommission einzutreten. Dieses Kommuniqu6, aus

dem hervorging, daß der belgische Außenminister Vandervelde in der

Sache die Zustimmung seiner Ministerkollegen noch nicht erhalten
hatte, schien einen bedeutenden Fortschritt in der Entwicklung der

deutsch-belgischen Beziehungen zu- dokumentieren. Bisher hatte die

belgische öffentlicheMeinung und die belgische Regierung immer un-

verrückbar an dem Grundsatz festgehalten, daß der Bruch der belgischen
Neutralität, die angeblichen deutschen

tonte, daß das deutsche Volk den Vorwurf
der alleinigen Verantwortlichkeit für den

Weltkrieg als eine Schmach empfinde, und
das Recht, die Kriegsschuldfrage weiter

objektiv zu klären, sich wahren müsse.
Energisch wies er de Jouvenels Kritik am

Werk von Tocarno und die Verdächtigung
der deutschen Politik, da sie zweideutig sei,
zurück,ebenso die Auffa sung de Jouvenels,
daß die Rheinlandbefetzung eine Sicher-
heitsgarantie für den ,,status quo« im

Osten Europas sei. Jn dieser Debatte
wurden also einige der bedeutsamsten Pro-

bleme erörtert, und die deutsche Delegation
hatte Gelegenheit, den deutschen Stand-

punkt klar zum Ausdruck zu bringen, der

sich dahin präzisieren läßt:

Kriegsverbrechen in Belgien (Franktireur-
abwehr) und die Deportationen belgifcher
Arbeiter Dinge seien, deren völkerrechtliche
und moralische Verurteilung außerhalb
jedes zweifels stünden, daß alles cause

jugåe sei, bei der die deutsche Schuld und
die belgische Unschuld ausgemacht und ent-

schieden sei. Wenn darüber nun »eine un-

parteiische Untersuchungskommission« ein-

gesetzt werden sollte, so bedeutete das, daß
der Prozeß, in dem- bisher durch den

Spruch von Versailles, bei dem die Alliier-
ten Ankläger und Richter in einer Per-
son gewesen waren, wieder eröffnet werden

sollte, um diesmal »durchein einwandfreies
Verfahren Recht und Unrecht festzustellen.

Gegen diese Aussicht erhob sich der

1. Eins Ostlocarno ist für Deutschland
- s Die Fuggerei bei Augsburg. Schon um 1500
IndISkUtabels wurden erträgliche Kleinsiedelungen gebaut. Früh

genug sind in der Menschheit vernünftige
Gedanken

entstanden; aber oft braucht es lange se
durchsehen.

2. Das Werk von Locarno muß dem

französischen Sicherheitsbedürfnisl genügen,

belgische und französische Rationalismus
mit lauter Empörung. Der belgische
Außenminister Vandervelde wurde aufs

- bis fiesich heftigste angegriffen. Es wurde ihm vor-

weitere Garantien kommen nicht in- Frage.
Z. Auf dies Rheinlandräumung hat

Deutschland nach seinen bisherigen Leistungen ein« vertragsmäßiges
Recht, keinesfalls kann die Rheinlandbe etzung als Garantie für die

Aufrechterhaltung des status quo in steuropa betrachtet werden.

4. Das deutsche Volk lehnt die Verantwortlichkeit für den Welt-

krieg ab und fordert eine objektive Prüfung der Kriegsschuldfrage.
«

Auch hinsichtlich der Abrüstungsfrage haben die deutschen Delegierten
den deutschen Standpunkt zum Ausdruck bringen können. Der deutsche
Delegierte Sollmann wies darauf hin, daß die geistige Befriedung der

Welt durch die Tatsache gehindert werde, daß einzelne Völker

zwangsweise abgerüstet und die andern Völker

geworfen-, daß er die heiligsten Rechte
Belgiens preisgebe, daß er in eine

tückischeFalle der Deutschen gegangen sei und daß seine Minister-
kollegen ihm zeigen müßten, wo der Weg der Pflicht sei.
Die französischeRechtspresse war höchst aufgeregt. Sie malte die

Gefahr einer völligen Untergrabung des Versailler Vertrages an die
Wand. Mit einer Untersuchungskommission über die belgischen
Fragen werde es- beginnen und mit einer solchen über die Kriegs-
schuldfrage und § 231 des Versailler Vertrages werde es enden.

Deutschland, das nie seine Schuld am Kriege zugegeben habe, werde

diese Frage vor einem internationalen Forum neu aufwerfen und

damit die ganze Grundlage des Versailler Ver-

im scharfen Wettrüsten begriffen seien. Soll-
mann-wies außerdem den von Frankreich in

die Debatte hineingebrachten Begriff der

Potentiel de guerke zurück, der die Lösung
des Abrüstungsproblems hoffnungslos kom-

pliziert und dadurch die Abrüstung verhindert.
Von Briands Rede am Schluß der Tagung

ist besonders hervorzuheben, daß er das Werk

von Tocarno verteidigte und im Gegensatz zu
de Jouvenel darauf hinwies, daß der Vertrag
von Locarno sowohl für den Osten wie für den

Westen Sicherheitsgarantien biete. Das muß
man besonders unterstreichen gegenüber der von

französischer nationalistischer und polnischer
Seite erhabenen Behauptung, Tocarno genüge
als Sicherheitsgarantie nicht.

Jm ganzen gesehen war die Konferenz der

interparlamentarischen Union in Verlauf und

Wirkung ein günstiges Ereignis. Außer dem

persönlichen Kontakt zahlreicher führender
Parlamentarier der verschiedensten Länder, hat

trages umstoßen mit dem schließlichen Ende
der Revision, wenn nicht Annullierung des

DawessPlanes. Bald hörte man von einer

diplomatischen Jntervention des französischen
Botschafters in Brüfsel, der gegen Vander-
veldes Initiative im Ramen der französischen
Regierung energischen Einspruch erhoben habe.
Vandervelde, der bereits zur Völkekbund-

versammlung am 2. September nach Genf
gereist war, wurde zu einem Ministerrat snach
Brüssel gerufen, und das Ende dieses Minister-
rats war ein Kommuniun in welchem die

belgische Regierung erklärte, daß sie einstimmig
die geplante Kommission ablehne, da eine der-

artige Untersuchung dazu angetan sein könnte
die Leidenschaften zu erregen und der Befriedi-
gung zu schaden. Das belgische Kommunique
stellt es außerdem so hin, als ob die Initiative
zur Einsetzung der unparteiischen Untersuchungs-
kommission von Deutschland ausgegangen sei,
welche Behauptung Reichsminister Stresemann

sie vom speziell deutschen Standpunkt aus in Genf sofort richtigstellte, indem er darauf
den Vorteil gehabt, in Paris und von der

Tribüne des französischen Senats die deutsche
Auffassung zu einigen der wichtigsten Pro-
bleme der Gegenwart ausführlich und klar

zum Ausdruck zu bringen. Sehr erfreulich

22 Wohngang im altenLübeck. Unseren
technischen Anforderungen kaum

noch entsprechend, aber doch dem Prinzip
moderner Wobnkultur genügend. Nicht
Berfrachtungskistem sondern Heimstätten.

hinwies, daß das Kommunique vom 19. August,
das den Tatbestand richtig wiedergibt, zwischen
beiden Regierungen vereinbart gewesen sei.
Gegenwärtig finden in Genf zwischen

Belgien und Deutschland über diese Frage
war, daß dabei die Vertreter aller deut-

schen Parteien, die für vernünftige Politik überhaupt zählen, in

engem Einvernehmen blieben und dadurch zum Ausdruck kam, daß
die Auffassung und

Forderungen,
wie sie Löbe, Schücking und

andere vertraten, Auffa sungen und Forderungen des ganzen deutschen
Volkes sind.

«

vie deutsch-belgifcheEnquetekommission.
Am 19. August wurde in Brüfsel und Berlin ein zwischender

belgischen und deutschen Regierung verabredetes Kommuniqu ver-

öffentlicht, das die zwischen beiden Regierungen über gewisse Er-

eignisse des Weltkriegs (Bruch der belgischen Neutralität,

Franktireurkriege in Belgien und Arbeiterdeportationen) geführten
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weitere Verhandlungen statt, und es wird sich
zeigen- Ob es hinsichtlich der Einsetzung einer unparteiischen Unter-

suchungskommission über die genannten Fragen noch zu einer Eini-

gung kommen wird. Die ganze Frage wurde durch die im Taufe des

Sommers erfolgte Veröffentlichung »Völkerrecht im Weltkrieg dritte

Reihe im Werk des Untersuchungsausschusses«(Deutsche Verlags-
gesellschaft für Politik und Geschichte, 4 Bände), in Fluß gebracht.
Gegen dieses Werk hat die belgische Regierung bei Deutschland
protestiert und hat je ein längeres Memorandum über den Bruch der

belgischen Neutralität, den Franktireurkrieg und die Deportationen
der deutschen Regierung übergeben und auch veröffentlicht. Diese
Fragen können nach der großen deutschen Veröffentlichung nicht
mehr als erledigte Dinge wie bisher betrachtet werden, da die deutsche
Veröffentlichung ein sehr umfangreiches Material enthält, das gegen



A
die belgische These spricht. Aber die Entwicklung, die die Frage in

den letzten Monaten genommen hat, zeigt, welche Schwierigkeiten dsa

noch bestehen, welche Widerstände auf der Gegenseite sich sofort regen,
wenn ein Anlauf zu objektiver Prüfung und Feststellung der Tat-

bestände genommen wird, von denen die Kriegspropaganda unserer
Gegner im Weltkriege ihren Ausgang nahm. Die politische Bedeu-

tung dieser Dinge ist ebenfalls wieder klar in Erscheinung getreten.
Auch auf der Tagung der interparlamentarischen Union in Paris
sind diese Fragen ja ausführlich besprochen worden. Deutschland
wird nicht ruhen dürfen, bis es eine unparteiische Untersuchung der

Frage der Verantwortlichkeit für den Krieg und während des Krieges
durchgesetzthat.

«

Die Wahlen im Memelland.

Eine Reihe von führenden Persönlichkeiten des Memelgebiets
überreichtendem Völkerbundsrat kurz vor seiner letzten Sitzung eine

Beschwerde wegen der Verletzung der Rechte des Memellands durch
die litauische Regierung. zu einer Erörterung dieser Beschwerde,
die Deutschland als Ratsmitglied aufgenommen hatte, kam es jedoch
nicht, weil der litauische Ministerpräsident Woldemaras sich in einer

feierlichen Erklärung verpflichtete, jeder vertragswidrigen Behand-
lung der Memelländer ein Ende zu- machen, insbesondere die Neu-

wahlen des aufgelösten Landtags im Memelgebiet bis zum I. Sep-
tember vornehmen zu lassen.

Dieser Teil der Zusage des litauischen Ministerpräsidenten ist
inzwischen erfüllt worden. Am Zo. August habe-n die Neuwahlen im

Memelgebiet stattgefunden. Sie ergaben ,

«handelaus Angst

Neue polniwe Zollerhöhungengegen Deutschland.
Seit die polnische Regierung im Juni 1925 Einfuhrbeschränkun-

gen gegen deutsche Waren verfügte, weil Deutschland nicht frei-
willig über den s- »

-

Ablauf des ent- l
sprechenden Ver- «

tra shinausKoh- ;lengausPolnischs
«

Oberschlesien ,
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übernehmen
wollte , besteht
zwischen Deutsch- ·- , ,
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land und Polen J
«,.--.-,- k- -;«;
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ein Zollkrieg
Dem ersten Schritt ,

der polnischen »
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Regierung sind
-

weitere Maßnah-
men auf beiden -

»z,

Seiten gefolgt«
-

—
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Polen hatte aber
—

hierbei stets die Einfamilienbäuservdes amerikanischen Mittel-

Fühum Umal standes. Hinteransicht. Keinerlei Luqu ; alles
»

Si z aufs außerste beschränkt, beinahe primitiv. Aber:
es seinen Außens jede Familie ihr eigenes Heim.

um seine Handelsbilanz einem immer schärfer werdenden Protek-
tionssystem unterworfen hat.

, Für den Fortschritt der deutsch-
je zehn Abgeordnete für die Volkspartei
und die Landwirtschaftliche Partei, drei

Sozialdemokraten, zwei Kommunisten und

nur vier Großlitauer. Gegenüber der

Wahl zum Landtag im Memelland vom

Jahre 1923 haben sich die litauischen
Stimmen von 5000 auf 9000, die litaui-

schen Abgeordneten von zwei auf vier ver-

mehrt. Dies erklärt sich ohne weiteres

durch die Abwanderung von Deutschen,
den Wegfall der deutschen Optanten und

die Zuwanderung von Litauerm ins-

besondere von litauischen Beamten, außer-
dem auch durch «Beschränkungen der

Wahlagitation durch den im Memelgebiet
immer noch bestehenden Kriegszustand.

polnischen Verhandlungen über den Ab-

schluß eines Handelsvertrages bildete
dieser polnische Proiektionismus mit

seiner Spitze gegen Deutschland natürlich
eine besondere Schwierigkeit. Dies trat
bei der öffentlichen Erörterung hierüber
bisher weniger in Erscheinung, weil hier-
bei vor allem die Riederlassungsfragen
eine Rolle spielten. Jn den Riederlassungs-
fragen ist man sich nun in den letzten
Monaten bei Besprechungen in Warschau
erheblich nähergekommen. Um so über-

fxzzzz raschender und unerfreulicher ist es, daß
Polen am 26. August eine Verordnung
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veröffentlicht hat, die die Maximalzölle
für die Einfuhr aus solchen Staaten, die

Gegenüber den Wahlen zum Parlament H keine geregelten Handelsbeziehungen mit
in Kowno vom vorigen Jahre hat die

Zahl der litauischen Stimmen dagegen
abgenommen.

2 4 Wertsiebelung der Firma Friedrich Krupp in Essen.
Umbauter Wohnbof. Ouerlü tung. ·Gesicherter

Raum für Kindersp el.

Polen haben und polnische Waren unter-

schiedlich behandeln, erheblich erhöht und

für bisher zollfreie agrarische Produkte neue

Die Wahlen sind also eine erneute

Bestätigung des überwiegend deutschen -

sz
Charakters des Memellandes. Litauische Vertretungen im Aus-

land haben versucht, diese Bedeutung des Wahlausfalls zu be-

streiten. Wenn sie dabei darauf hingewiesen haben,daß auch Titauer

für deutsche Kandidaten gestimmt hätten, so beweistdas aber·gerade,
daß das Gefühl der deutschen Kulturzugehörigkieitweit in litauischs
sprechende Kreise hineinreicht, was ja von deutsch-er Seite stets
behauptet worden ist.

Eine große Zahl von weiteren Beschwerden des Memellandes

wird wegfallen, wenn die litauische Regierung ihrem Versprechen
gemäß das Direktorium des Memellandes so bildet, daß es das Ver-

trauen des Tandtages besitzt. Dagegen hat die litauische Regierung
inzwischen unverständlicherweise»die Beziehungen zu Deutschland da-

durch empfindlich- getroffen, daß sie trotz aller deutschen Gegenvot-
stellungen die schon lange angedrohte Ausweisung von drei reichsdeuti

»

, schen Redakteu-
ren durchgeführt
hat. Die Rück-

wirkungen dieser
ungeschickten und

; »
» herausfordernden

«"·-·
s-

Hthung
der-litau-

M
»

is en RegieruM lwl l Deutschland-W
.«, » gegenüber. sind

«

«

«

« noch nicht abzu-

stetheiki.»
Aber es

i eine ra e,

daß eine FVZV
« schlechterung der

- deutsch-litauischen
-

'

Beziehungen für
Litauen selbst sehr

empsindliche
olgen haben
önnte.

25 Häusergruppe aus deutscher Gartenstabt.

werden.

Zölle einführt. Diese Zollerhöhungen sollen
»

am 26. Dezember wirksam werden. Es ist
kein-e Frage, und wird zum Teil auch in der polnischen Presse zu-
gestanden, daß diese Verordnung sich vor allem gegen Deutschland
richtet und bestimmt ist, einen Druck für den schnelleren Abschluß
der Vertragsverhandlungen auszuüben. Auf deutscher Seite wird
man auf diese polnische Unfreundlichkeit zunächst nicht reagieren.
Wenn aber im weiteren Verlauf der Verhandlungen sichsdie Wirkung
der neuen polnischen Verordnung störend zeigen sollte, so muß schon
jetzt festgestellt werden, daß Polen die Schuld hieran trägt.

Margarine.
Kürzlich ging durch die Handelszeitungen die Mitteilung, daß

im Reichsernährungsministeriumdie Absicht bestehe, eine Enquete
über die überfremdung der deutschen Ölmühlen
und der Margarineindustrie und die Bedeutung der

Schutzzölle auf Öle und andere Margarinerohstoffe zu veranstalten.
Wie über so vieles, wird auch über diese Zeitungsnotiz von den

meisten Tesern hinweggeflogen worden sein, obwohl sich hinter ihr
ein bedeutsamer wirtschaftlicher Entwicklungskomplex verbirgt.

Was geht in der deutschen Margarines
industrie vor.

Jn der Kriegszeit lag die deutsche Margarineindustrie völlig
still; Marmelade konnte aus inländischen Rohstoffen hergestellt

Die Rohmaterialien der ·Kunstbutter wachsen in Nord-
amerika und in südamerikanischen Ländern.

Nach dem Zusammenbruch wurde das ungeheure Fettmanko in
der Ernährung des deutschen Volkes zuerst durch die amerikanischen
Packerfirmen ausgeglichen. Sie freuten sich über jede deutsche Be-

stellung, denn ihre Betriebe waren während des Krieges riesenhaft
ausgedehnt worden. Aber schon in den Jahren 1921 bis 1925 siegte
die europäischeMargarine wieder über das amerikanische Fett.
Hollands Überfluß strömte nach Deutschland, die· alten Absatz-«
organisationen der holländisch-englischenMargarinekonzerne wurden

ständig wirksamer. Die zunehmenden Schwierigkeiten der Valuta

. und der wiedererwachende Unternehmungsgeist förderten aber aucki
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die Entwicklung der deutschen Margarine-
industrie. Statt des Fertigfabrikats muß-
ten so nur die Rohmaterialien im Aus-
lande gekauft werden . . . . .

So wurden aus den rund 90 Mar-

garinefabriken der Vorkriegszeit rasch
einige hundert Unternehmungen. Damals

entstand der Jagstfeldkonzern, der

dann wieder zusammengebrochen ist,
Stinnes gliederte sich die Margarines
fabrik Mohr an, und es wurde üblich,
daß die Maschinenfabriken den Reubau
von Margarinefabriken gern übernahmen
— das Nahrungsmittelgewerbe war ja bei

der Devisenzuteilung bevorzugt. (Jn der

Zeit der ärgsten Devisenknappheit mußten
allein für die Margarineindustrie täglich

, »-«s’ s
- Aka--·IIlllY» ro
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II. Vertrieb.
l. MargarinesVertriebssG. m. b. H»

Berlin.
2. Vertriebsges. Delmenhorster

rinesGes. H. Petersen G.

Delmenhorst.
Z. Pratana Pflanzenbutters u. Speiseöls

Vertriebs-G. m. b. H» Pratau.
Ill. Ausland.

1. Van den Be hs Ltd., London.
2. N. V.d.Bergh s Fabriken, Rotterdam.

Jurgens.
L Inland. .

Deutsche Jurgenswerke A. G., Hamburg.
l. Jurgens Be Prinzen G.m.b.H., Goch.

2. Niederrheinische Ölwerke U. G., Goch.
Z. Reußer Margarinewerke G. m. b. H»

Marga-
m. b. H»

J ins-W»-

Illllltsmllll

1040 000 Goldmark unter allen Umständen
beschafft werden!) Das waren Regierungs-
sorgen, die heute längst vergessen sind!

Nach Abschluß der Jnflation begann

26 Plan der Gartenstadt Hellerau bei Dresden.
Berlebrsstraßen und Wohnstraßen. Angemessene

Verteilung zwischen Grünian und Bauland.

Neuß.
4. Rositzki 8r Witt G.m.b.H., Ottensen.

H. Olwerke Germania G. m. b.
auch in der Margarineindustrie der

große KonkurrenzsAusscheidungskampf. Auf Kosten der Qualität
wurde eine Billigkeit vorgetiiuscht, die die Kunden vertrieb
und die Zahl der Konkurse steigerte. Die großen holländisch-eng-
lischen Konzerne hörten sehr bald aus, sich weitere deutsche Unter-

nehmungen anzugliedern. Die Entwicklung räumte viel besser aus,
als es irgendwelche industrielle Maßnahme zu leisten vermochte.
Rur auf eines legten sie größten Wert: sie suchten die sichere H e rrs

schaft in der deutschen Olmühlenindustrie. Das ist
ihnen gelungen. Kokosfett, palmkernfett und Pflanzenfett, die Roh-
materialien der pflanzlichen Margarine beziehen sie heute ebenfalls
aus eigenen Beteiligungen.

Jetzt sind wir soweit, daß in Deutschland rund 70 v. H. des

Margarinebedarfs von den beiden internationalen Konzernen be-

friedigt werden, rund Zo v. H. liegen zur Zeit noch bei deutschen
Produzenten. Auch sie sind, soweit sie wesentliche Erzeuger wurden,
in einem bedeutsamen Konzern zusammengeschlossen.

«

Die sogenannte unabhängige deutsche Margarineindustrie,
.

die

seinerzeit glaubte, durch Zölle auf die Rohmaterialien die holländisch-
englischen Margarinekonzerne handicapen zu können, hat jetzt gar

nichts dagegen, daß das Deutsche Reich den umgekehrten Weg ein-

schlägt und die Rohstofse möglichst billig hereinläßt.
Ob die Unabhängigkeit der letzten deutschen Margarinefabriken

damit noch gerettet werden kann?

Die beiden großen holländisch-englischenMargarinekonzerne
sind Van den Bergh und Jurgens Z- Prinzen. Sie um-

fassen nach den Zusammenstellungen in der Konzerndenkschrist der

Reichsregierung die folgenden Unternehmungen:
Van den Bergh. Hollandsche Vereenigung tot Exploitatie van

Maxgarinefabrieken, Rotterdam.

I. Herstellung.
I. Van den Berghs Margarine A. G., Berlin.

a) Max Jebens G.m.b.H., Hamburg.
b) Blauband G.m.b.H., Berlin.

a) Zentralexpedition G.m.b.H., Berlin.

. Margarinewerke Berolina G.m.b.H., Berlin.

. Van den Berghs Margarine G.m.b.H., Klebe.

. Clivia Ølmühle G.m.b.H., Klebe.

. Clever Olmühle G.m.b.H., Kleve.

. Margarinewerke Wahnschaffe, Müller F- Co. m.b".H., Klebe.

a) Schmelzmargarinefabrik G.m.b.H., Kleve.

.Sana G.m.b.H., Kleve.

. Rheinische Margarine-Gef. Cron Fa

Scheffel m. b. H., Kleve.

9. Reeser MargarinesFabrik G.m.b.H.,
Klebe.

lo. Palma Rährmittelwerke G. m. b. H«
Kleve.

-11. Rheinisch - Westfälische Margarine-
werke Dr. Max Boemer Fa Co.

G. m. b. H., Emmerich
12. F. Thörls Vereinigte Harburger Öl-

fabriken A. G., Harburg.
a) Baumwollsaatölfabrik F. Thörl

G. m. b. H., Harburg.
Iz. Frankfurter Margarine G. m. b. H»

Frankfurt (Main).
14. Estol U. G., Mannheim.
Is. Bissinger Ölwerke G. m. b. H»

Bissingen (Enz).

GUQOIN
ON

s. Bremer Ölfabrik A. G., Bremen.

H--
Emmerich.

7. A. T. Mohr G. m. b. H., Hamburg.
8. H. Schlink G Co. U. G., Hamburg.
9. Krog Fx Ewers G.m.b-.H., Altona.

lo. Holstein-Olwerke G.m.b.H., Altona.
U. BremensBesigheimer Ölfabriken A. G., Bremen.

a) Verein Deutscher Ölfabriken A» Mannheim.
b) Ölfabrik Groß-Gerau A. G., Bremen.

12. Fettraffinerie U. G., Bremen.

II. Ausland.

l. N. V. Anton Jurgens Veveenigdo Fabrieken, OB-Nijmegeu.
Die sogenannte unabhängigedeutsche Produktionsgruppe ist die

Speisefettfabrik Müller. Bisher umfaßt sie die folgen-
den Unternehmungen.

Müller-, Speisefettfabrik.
C. Fr G. Müller, Speisefettfabrik A. G., Berlin.

I. Margarineindustrie.
l. Westfälische SüßrahmsMargarinesWerke vorm. Julius Eick

G.m.b.H., Herford.
. Tüneburger Margarinewerk Union G.m..b.H., Lüneburg
. Ölwerke Teutonia G.m.b.H., Harburg.
. Dresdner Speisefettfabrik A. G., Dölzschen b. Dresden.
. Domma Nahrungsmittel, Fabrikations- u. Handels-G.m.b.H.,

Dresden.
H. Margarinewerk Dr. A. Schroeder U. G., Berlin.

E. Handel.

l. Märk. Margarinewserke und Fetthandels-G.m.b.H., Berlin-
Reukölln.

2. Schlefzs Margarines und Fetthandels-G. m. b. H. i. T» Breslau.

Jm Juni 1927 hat sich dieser Konzern noch fester gefügt. Es

ist mit der Margarinefabrik Dr. A. Schröder U. G., der Dresdener

Speisefettfabrik A. G. und Domma G.m.b.H., Dresden (Verkauss-
gesellschaft), an denen bisher nur eine Konzernbeteili ung bestand,
eine innige Jnteressengmeinschaft geschlosen worden.

Diese organisatorische Maßnahme bringt fabrikatorisch und beim

Verkauf mancherlei Vorteil,

MJDUN

Die weitere Entwicklung der deutschen
Margarineindustrie ist noch nicht zu über-

sehen. Eben hat in Schweden eine

völlige Vereinigung der Margarineindustrie
stattgefunden. Sie erfolgte unter der Füh-
rung des auch dort mächtigen Van den

Bergh-Konzerns. Nur die schwedischen
Genossenschaften sind außerhalb dieser
neuen Machtbildung geblieben, die prak-
tisch in Schweden die Vorherrschaft des

holländisch-englischenMargarinetrusts sta-
bilisiert.
»FürDeutschland haben wir in ganz

ähnlich gelagerten Industrien —- Streich-
hölzer, Zigaretten — schon recht inter-

essante Versuche, auf gesetzlichem Wege
oder durch einfache Verwaltungsverfügung
regelnd einzugreifen; ob die Margarines

16. Milka Nährmittelwerke G. m. b. H.-
Pratau (Elbe).

2 7 Bebauungsplan für das Tempelbofer Feld. Grünes
Forum in der Mitte.

industrie nunmehr der nächsteProduktions-
zweig wird, bei dem eingegrisfen wird,

Einbeitlicher Bauwille.
steht noch offen
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Die Geschichte unserer Welt. Von H. G. Wells, paul Zsolnay
Verlag Berlin-Wien—Leipzig, 432 S.

Dieses Buch, das vor einigen Jahren in großemFormat erschien,
wird hier erneut in einer kleinen handlichen Dünndruckausgabevor-
gelegt. Der ursprünglicheBibliotheksband wird hiermit ein leicht
zu handhabendes Taschenbuch. Und das- ist gut»so. Denn·das

Buch, das damals als ein erster Versuch moderneruniversalhistorischer
Darstellung der Geschichteder Menschheit ein gewisses Aussehener-

regte, eignet sich mindestens ebensosehrzum zusammenhangenden
Studium wie zur stückweisenLektiire in freien Stunden. Denn es

ist so viel an originellen Gedanken und

Blick in die Bücher S-

biographischen Essais über Schmoller, Wagner, Abbe-».Virchow,Karl

Marx sind in ihrer scharfen Prägung dem Leser unvergeßlich. Un-

vergeßlich aber auch die menschlich so tiefen und rührenden Ab-

schiedsworte am Grabe von Paula Dehmel.

Weltgeschichte als Machtgeschichte. Von A l e x a n d e r C a r -

tellier i. Druck und Verlag von R. Oldenbourg, München und

Berlin 1927. 396 S.

Der Verfasser, der als außerordentlicherprofessor an der Uni-

versität Jena wirkt, behandelt in diesem ersten Bande einer groß-
angelegten Weltgeschichte die Zeit der Reichs-

übergreifendenKonzeptionen hineingestecktz
daß man auch nach dem einmaligenDurch-
lesen immer noch neue Ausblicke und Ein-

sichten darin entdeckt.
Wells macht buchstäblichden Versuch,

eine Geschichte der bewohnten Erde, von
der ,,Schöpfung« an bis auf den heutigen
Tag zu geben. Jedes derartige Unter-

nehmen auf so knappem Raum hat natür-

lich seine inneren Bedenklichkeiten. Es setzt
eine ziemliche wissenschaftliche Reife und

kritische Fähigkeit bei dem Leser voraus,

denn die Stoffauswahl muß notgedrungen
persönliches Gepräge tragen. Hinzu koinnitJ
daß Wells selbst kollektivistischund rationa-

listisch denkt. Er ist Dogmatiker. Das er-

öffnet manche neue Reflexe, erzeugt aber doch

gründungen, und« zwar der germanischen,
arabischen und fränkischenReichsgründuns
gen, von der Völkerwanderung bis zum
Jahre 911. Auf Grund einer eingehenden
Ouellenkenntnis und einer tiefgehenden
Forschung unternimmt es der Autor, in

großen Zügen ein Bild von den Kämpfen
um das Mittelmeer zu Beginn der neueren

Geschichte und vom Werden und Vergehen
der germanischen und arabischen Reiche zu
zeichnen, die dieser Zeit ihren bestimmenden
Stempel ausgedrückthaben. Cartellieries Ge-

schichte ist eine ausgesprochene Macht-
geschichte, er wendet sich-,wie er im Vorwort
sagt, an alle, die aus dem Machtwandel in
älteren Jahrhunderten auch für die Gegen-
wart fruchtbare Wahrheiten zu schöpfenge-
willt sind. Man muß den Bienenfleiß deseine gewisse Tendenz. Und zwar wird diese

—-.-,·«k«,-.-..—-«-;-szs-k-·-—.
.

U--
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Tendenz mit fortschreitender Annäherung
an die Gegenwart immer deutlicher.
Trotzdem ist das Buch ein großer Wurf.

s Ein anderer Bebauungsplan für das gleiche
Terrain. Grünstreifen quer durch. Diagonale

Straßen mit Abzwei ungen. Keine Verwandtschaft mit
der m ttelalterlichen Enge.

Verfassers anerkennen. Für die Fortsetzung
des Werkes wird es aber wohl notwendig
sein, daß die Ergebnisse der Forscherarbeit

Die erste Hälfte, etwa bis zur Reformation,
ist tatsächlich ein glänzendes und groß-

« ·

artiges Panorama über die Höhen und Täler unserer Geschichtebis

dahin. Vor allem die organische Einbeziehung »derostasiatischenund

nordafrikanischen Geschichte in die Darstellung ist wirklichein·Fort-
schritt über die bisher gewohnte Art unserer Geschichtsschreibung.
Leider verflacht der Strom der Darstellung in der sogenanntenReu-

zeit. Hier sieht Wells die Dinge doch etwas zu unkompliziert,und

der Dichter gewinnt hier die Oberhand über den kritischen Gelehrk
ten. Jn der Gruppierung und Methodik schimmernmancherlei
Anregungen durch Spengler hervor. Aber im Ganzen ist dies Buch
auch für den politischen Historiker ein Born neuer Anregungen und

Erkenntnisse. Z.

Dks Ps Junker. Geschichte der Volkswirtschaftslehre
Bd— 2 Von »Dünnhaupts Grundrissen«. C. Dünnhaupts Verlag-
VessAU 1927. 85 S. Preis geb.

strenger zusammengefaßt und die über-
ragenden und gemeinsamen Gesichtspunkte

der Entwicklung dieser Jahrhunderte stärker in den Vordergrund
gerücktwürden. R z«

Ottniar Bühler. Die Reichsverfassutng vom U. August
1919. 2. Aufl. Sammlung: Aus Natur und Geisteswelt,
Bd.1004. Verlag B.G.Teubner, Leipzig 1927, 194 S.

Die zweite erweiterte Auflage dieses ausgezeichneten sach-
lichen Kommentars zur Reichsverfassung liegt nunmehr vor.

Sie ist gegenüber der ersten Auflage in erfreulicher Weise
bereichert worden. Reben einer geschichtlichen Einleitung, die
auch die Bismarcksche Verfassung von 1871 würdigt und

auf die Entwicklung der Landesverfassungen z. T. eingeht,
bringt die Schrift jetzt auch noch im Anhang die Geschäfts-
ordnung des Reichstages und die der Reichsregierung Tabellen

über die jetzige Ordnung der Länder,
2,Zo RM.

Jn· gedrängtester Kürze wird hier
SVUUdrißartigein Überblick über die Ge-
schichte der Volkswirtschaftslehre gegeben,
der sachlich orientiert, wenn er auch natür-
lich sich auf Auswahl beschränken muß.
Das Buch ist aber trotz der gebotenen
Konzentration anregend geschrieben und

geeignet, das Studium der volkswirtschaft-
lichen Lehrmeinun en in ihrem Verlauf
zu fördern. Umfas ende Literaturnachweise
und eine Zeittafel des wichtigsten ökono-
mischen Schrifttums machen es für Nach-
schlagezweckewertvoll.

ran Oppenheimer. SoziologischeF
S tzre i f z ü g e. Gesammelte Reden

über die Reichskabinette seit 1919 und
über die Reichstagsparteien erhöhen den
Wert für den praktischen Gebrauch. So

darf auch die zweite Auflage des

Bühlerschen Kommentars als gern ver-

wendeter, nützlicher Führer durch die

Reichsverfassung begrüßt werden.

Mannheiin. Jm Auftrage des Landes-
vereins Badische Heimat herausgegeben
von Hermann Eris Basse-
Karlsruhe 1927. Verlag G. Braun.
288 S. mit 199 Abb. Preis 6 RM., geb.
7,50 RM.

Eine ausgezeichnete Monographie der

badischen Landeshauptstadt, die unter der
Mitarbeit hervorragender Sachverständiger

und Aufsätze. Zweiter Band. München

1927. Verlag Max HUebek· 352 S-
29 Der seminis-Pakt in Beste-r Ein Wopnpakr.

Grüne Räume, Sake, Zimmer, Komm-ern Das
grüne Voltobaus für die Lüftung von Massen.

Die unter dem Titel ,,Soziologische
Streifzüge« gesammelten Reden und Auf-

von dem Herausgeber glänzendredigiert und

abgestimmt und vom Verlag in schönerund

wirkungsvoller Ausstattung herausgebracht
worden ist. Ein wirkliches Heimatbuch,

sätze Franz Oppenheimers,·deren erster
Band weit über die Fachkreise hinaus lebhaftes Jnteresse erweckte,
liegen Jetzt in einem zweiten starken Band vor. Der konstruktiv
kühne Geist dieses bedeutenden «Soziologenstellt sich

«

in den

vorliegenden 25 kleinen Arbeiten, von denen ein Teil
aktuellen Gegenwartsfragens gewidmet ist, im wesentlichen
kritisch ein. Gerade diese Ausführungen über »Sozialismus
oder Liberalismus«, »Demokratie«, »Nationale Autonomie«,
»Zur Tendenz der europäischen Entwicklung«, »Die neue

Wirtschaft« beanspruchen unser stärkstes Interesse. Auch die

das aber weit über den Kreis der Lands-
leute hinaus wirkliches Interesse beansprucht. Jn· kurzen, reich
illustrierten Aufsätzen werden Geschichte, Kultur und Wirtschaft der

Stadt, die Entstehung ihres äußeren Bildes, ihr Volkstum, ihre
Sehenswürdigkeitem ihr Leben und ihre Arbeit unterhaltsam und

belehrend geboten, wobei die geschickte Auswahl der! Bilder das Ver-

ständnis besonders unterstützt. Es ist ein Vergnügen, unter so be-

rufener Führung das schöneMannheim und seine historische, eistige
und wirtschaftliche Bedeutung kennenzulernen, wofür dem erauss

geber und deni Verleger aufrichtiger Dank gebührt. D.
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Der Heimatdieusi

Die sie-»Jeder Wezäcnlrojssiedalung
Ein praktischer Ver-zuck- zms Wohnungsgestaltung

Stuttgart zeigt
diesen Sommer eine
WerkbundsAuss

stellung, die an-

schaulich und ein-

dringlich die Frage
der heutigen

Wohnungsges
staltung zur De-

battestellt. Sehrrichs
tig ist erkannt wor-

den, daßtheoretische
Erörterungen u.pa-
pierne Schaubilder
alleinhiernichtmehr

ausreichen : so hat man endlicheinmal-— ein praktischesExperiment gewagt.
Die Stadt hat aus ihrem diesjährigen Wohnungsbauprogramm

einen Teil, 60 Wohnungen, abgezweigt. Hat in guter Wohnlage, am

Weiß enhof, ein Gelände zur Verfügung gestellt und hier nach
einem von Mies van d er Rohe aufgestellten Programm eine

Siedlung bauen lassen: Mittelstandswohnungen im Etagenhaus, Ein-

familien- und Doppelwohnhaus. Mies hat den Gesamtplan auf-
gestellt, ferner hat man 15 Architekten des Jn- und Auslandes, die

sich mit der Frage der-neuen Wohnungsgestaltung ersolgreich be-

schäftigt haben, aufgefordert, einmal zu zeigen, wie sie sich die

richtige, will sagen die für heutige Verhältnisse brauchbare und er-

schwingliche Wohnung denken. Die Namen dieser Architekten sind,
außer Mies van der Rohe, der einen Miethausblock errichtete:
Behrens, Poelzig,

FrunoHundMax
aut, ilberseimer,

—

.

Gropiu5, Rading, Wasäspxlebemmit
Scharoun, Döcker,

un

Schneck, Frank, Te

Corbusier, Oud,
Stam und Beur-

geois.
Was hier gezeigt

wird, ist naturge-
mäß nicht mehr die

Vorkriegswohnung.
Eine Kritik, die —-

im guten wie im

Nicht
unterkel le rt

"

. uNTEPGEScHoS

schlechten —- die Vorkriegswohnung als

Maßstab nimmt, ist abwegig. Sinn und Zweck dieses
Experiments ist ja, von den heutigen Verhältnissen aus-

zugehen. Das heißt von einer Wohnanlage, die auskommt mit dem

geringstmöglichenRaum und den niedrigsten Herstellungskosten. Die

Überwindung der Wohnungsnot, die Herstellung von Wohnungen für
die Massen ist ja nur noch möglich durch Beistellung öffentlicher
Mittel aus der Hauszinssteuer. Diese Mittel sind bekanntlich so
knapp, daß auch mit ihrer Hilfe nur ein Bruchteil der benötigten
Wohnungen geschaffen werden kann. Es wäre nicht zu verantworten,
wenn für die einzelne Wohnung mehr von diesen Hauszinssteuer-
geldern verausgabt werden würde als unbedingt erforderlich ist.
Das würde doch bedeuten,—daßgegenüber dem einzelnen, der eine

Wohnung erhalten kann, so und so viel andere mehr benachteiligt
werden. So ist es Aufgabe des Architekten, bereits durch die Form-
gestaltung eine verbilligte Herstellung anzustreben. Daher die

Tendenz mit neuen Materialien und neuen Bauversahren «-zuwirt-

schaften. Die Gesichtspunkte dabei sind die: billigere Herstellung,
schnelleres Bauen, Serienproduktion, Ersetzung der Hand- durch
Maschinenarbeit, Jndustrialisierung schließlich die sogenannte
,,Trorkenmontage«,die den Aufbau unabhängig von Witterung und

Jahreszeit macht. Jn dieser insicht bieten die Stuttgarter Bauten
eine Reihe wichtiger und intere santer Versuche, die man auf praktische
Bewährung hin wird beobachten müssen. Die Frage der Wirtschaft-
lichkeit muß im einzelnen fachmännischerUntersuchung überlassen
bleiben. Dazu bedarf es auch aller der Unterlagen, die einstweilen
noch nicht gegeben sind. IWobei es sich auch ·

nicht allein um die Herstellungskosten allein

handelt; zu prüfen wäre auch, wie die
«

Unterhaltung und die Herstellung im Großen
sich stellt.

Das Entscheidende aber ist eine neue

Grundrißgestaltung. Es ist Schick-
sal, wir müssen mit so knappem Raum als

möglich auskommen. Es heißt also —- wo-

für der Grundriß von Hilbersveimer
ein vorbildliches Beispiel ist —, dieses Wenige
an Raum so aufteilen, daß trotzdem alle die

Anforderungen an Komfort und Wohnlichs
keit, die heute gestellt werden und gestellt
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werden können, befriedigt werden. Es muß auch in der Einrichtung
auf alles das, was nur Ballast ist, verzichtet werden, der Hausrat im

einzelnen muß zweckmäßigerwerden und die Raumanordnung muß
so geschehen, daß die Bewirtschastung einfacher, zeitsparender wird.
Die Frau kann nicht mehr so wie früher »ganz im Haushalt auf-
gehen.« Sie will es auch nicht mehr. Sie kann mit Recht fordern,
daß ihre Kräfte von der Haus-wirtschaft nur so weit in Anspruch
genommen werden, als es unerläßlich ist. War die Wohnung in

früherer Zeit eine Kulisse, innerhalb derer das häusliche Leben »sich
abspielte«,so muß sie jetzt zu einem handlichen Wsohnapparat werden.
Der heutigev Großstadtmensch,dessen Nervenkraft durch harte Berufs-
arbeit aufs äußerste beansprucht und meist überansprucht wird, muß
eben weit mehr als der Mensch früherer Zeiten bedacht sein auf die

Regeneration der verbrauchten Kräfte. Dazu muß ihm vor allem
die Wohnung dienen, die durch Unzweckmäßigkeit nicht noch zu
weiterem Kraftverbrauchs zwingen darf.

So ist als allgemeine Tendenz festzustellen das Bestreben, aus

dem Haus und der Wohnung vom Gebrauchszweck und der Bewirt-

schaftung aus einen einheitlichen Organismus zu machen, dessen
Teile folgerichtig ineinandergreifen. Wie die heutige Musterküche
darauf angelegt ist auf einen einheitlichen und folgerichtigen Arbeits-

ablauf, der unnötige Geh-wege erspart, so sollen die einzelnen Räume
im Sinne der Bewirtschaftung bequem und richtig zueinander an-

geordnet werden, geradezu ineinandergreifen. Also statt der Zellen,
die mechanisch durch die Wände voneinander abgetrennt sind, ein

einheitlicher Organismus, durch den der ganze Hausbetrieb gewisser-
maßen wie die Fließarbeit am laufenden Band sich vollzieht. Dazu
fehlen freilich noch fast alle Voraussetzungen, und das meiste, was in

Stuttgart versucht
worden ist, ist noch
Experiment. Dabei

weiß man am we-

nigsten fertig zu wer-

den mit der Wand,
die nicht mehr nur

die einzelnen Räume
voneinander trennen

soll· Man weiß,daß
der Wandschrank

einen Teil des Haus-
rats aufnehmen, und

große Kastenmöbel,
für die ohnehin kein Raum mehr ist, ersetzen jsoll.Allerdings
wird man auch da sich vor Übertreibungen hüten müs en. Jn einzelnen
der Stuttgarter Häuser gibt es überhaupt keine Wandfläche mehr,
die man doch auch braucht, z.B. für das Aufstellen von Büchern, es

gibt so auch nur noch Sitzplätze mitten im Zimmer, was bei den

knappen Raumverhältnissen keineswegs behaglich ist. Jn dem einen

Haus von Corbusier ist die Durchorganisierung iso weit ge-
trieben, daß das ganze Haus, durch drei Stockwerke hindurch, nur

noch aus einem Raum besteht. Derart, daß das Arbeitszimmer als

Estrade sich einschiebt in einen großenWohnraum. Durch eine halb-
hohe Betonwand, eine spanische Wand aus Beton, ist dann vom

Arbeitsraum abgetrennt eine Schlafnische und -—- die Toilette. Nun
mag es ja im Sinne der Taylorisierung sehr praktisch sein, im
Arbeitsraum gleich auch die Toilette zu haben, aber ob das geeignet
ist, die Annehmlichkeiten des Lebens zu erhöhen, mag dahingestellt
bleiben. Das heißt, ein Prinzip ins Absurde übersteigern. piels
leicht ist hier die Lösung der — leider nicht durchgeführte — Vor-

schlag von M i es, die Miethauswohnung ganz ohne Zwischenwände
herzustellen, nicht so und so viel Zimmer, sondern, wie es bei dem

Hamburger Kontorhaus bereits bewährte Praxis ist, eine gewisse An-

zahl von Quadratmetern zu vermieten und ein bewegliches Wand-

system zu schaffen, das je nach dem Raumbedarf des einzelnen ein-

gehängt wird. Fest eingebaut werden nur noch Küche und Bad. Ein

Vorschlag, der, wenn die Industrie sich der Sache annähme und

solch Wandsystem praktisch und preiswert zu schaffen versuchte, in
der Tat geeignet wäre, einen großen Teil der heutigen Wohnungs-

"

nöte zu beseitigen.
Daß es an Einwänden im einzelnen

nicht fehlen kann, ist ohne weiteres verständ--
lich. Es handelt sich ja um Experimente,
durch die Erfahrungen erst gewonnen werden

sollen. Keine Frage aber, daß dieses Stutt-

garter Experiment wesentlich beitragen wird,
zu einem brauchbaren Wohntyp zu gelangen.

’

Zu einem WohntYp- wie er überhaupt noch
erschwinglich ist und wie er dem heutigen
Menschen entspricht, dem die Wohnung um

so »gemätlicher« ist, je mehr sie ihm das
Leben vereinsacht und erleichtert.

Paul Westheim

oBE ReEscss



Der Heimaidienst

Heilbrunnen-it zu aiaueavakgsso.cehuktstug
um 2. umher1927

Das gesamte deutsche Voll( wird am 2. Oktober 1927 den 80. Geburtstag seines

Reichspräsidenten feierlich begehen. Zur besonders eindrucksvollen Gestaltung
Volkstümlicher Hindenburg—Feiern hat der Deutsche Lichtbild-Dienst ähnlich

wie bei früheren Anlässen (Pestalozzi, Beethoven) wertvolles Lichtbildvortrags-
material zusammengetragen.

lkcilllsllkäsillclllllllulclllnlkg
Lichts-stack ums aisatiiiaack

Vortrags-eitle aml hlltlcrläatcraaccu

Lichtbildreihen
. Bestell-Nr. L 2005 ,,Reichs-
präsident Hindenburg«,

75 Diapositive mit Vortragstext lls.— M.

. Bestell-Nr. L 2007 Kleine Vor-

tragsserie ,,Hindenburg«,
15 Bilder mit Erläuterungen.»

. Bestell-Nr. L2006 ,,Vom Kadetten

Zum Reichspräsidenten«,
40 Diapositive mit Text . . . . . ..

Einzel-Diapositive ,,Hindenburgs
Leben und Lebenswerlc« (schwarz) je

20.— M.

50.— M.

l.40 M.

Bildbänder

D. L. D.-Bildband Lf 2007

,,Hindenburg«,
30 Bilder mit Zwischentiteln .. . .. 4.——-M.

D. L. D.-Bildband Lf 2006 ,,Vom
Kadetten zum Reichspräsidenten«

40 Bilder mit Zwischentiteln 5.—- M.

D. L. D.-Bildband Lk 2005 ,,Reichs-

präsident Hindenburg«,
75 Bilder mit Vortragstext . . . . . .. 8.50 M.

Der Versand geschieht unter Nachnahme oder gegen Voreinsendung des Betrages.
Lichtbilder und Bildbänder werden nur käuflich abgegeben.

Grölztes Lager von Lichtbildreihen mit und ohne Vortragstext aus allen Kultur-

und Wissensgebieten Katalog 1927X28 X Einzelbildverzeichnisse kostenlos

Lichtbild -Verleih - Archiv.

Deutscher Lichtbild-Dienst G.m.b.l-l. ·

Berlin W 35 Potsdemet str. 41
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Der Oeimatdiensl

Werbt fiir die iiberparteiliche Zeitschrift

..III ISIIAIIISIIIsp
schaut-II III-as - 24 III-unsern. lässt-liess S.—— III-I.

Der Bezug kann erfolgen durch jede Buchhandlung, durch das

Postzeitungsamt (Nachtragsliste 12) oder durch den Verlag

Die Zeitschrift ,,DER HEIMATDIENSTes gibt aus besten Quellen zu allen groiZen Fragen der äuBeren und der

inneren Politik das Material.

unentbehrliche Ergänzung der Zeitung·

jeden politisch Denkenden.

In enger Fühlung mit den Ämtern des Reiches und der Länder nimmt ,,DER HEIMAT-

D IEN sT« zu den Gegenwartsfragen eindeutig und begründet stellung.
Keiner Partei dienstbar

Zahlreiche Karten, graphische Darstellungen und Bilder erläutern seinen reichen Inhalt.

,,DER HEIMATD IENs T« ist eine

ist er ein periodisch erscheinendes Handbuch für

ITIUUDN AVS DTU LDSILRKRDISD
Noch mehr als bisher werde ich in Zukunft für die Verbreitung der

Zeitschrift »Der Heimatdienstss wirken, denn sie verdient es, indem sie ein

wichtiges vaterländisches Aufklärungsrnittel ist.

Prof. Dr. Anton Herzog, Konstanz

Mit warmem Interesse lese ich Ihren Heimatdienst. Der Inhalt müthe

weitestens verbreitet werden. Hebt er doch den Leser über die Partei-

zänkereien unserer Tage und leitet die Gedanken auf lebenswichtige grob-
deutsche Ziele. Militär -Wochenblatt gez. v. Altrock

In meiner mehrjährigen Tätigkeit habe ich entsetzliche Mengen Auf-

klärungsliteratur verdauen müssen· Ich neige infolgedessen zu einer skepsis.
Um so mehr muB ich doch anerkennen, dalZ der« »Heimatdienst« sich von

dieser Literatur ganz und gar unterscheidet. Ich habe eine Reihe von

Anregungen den Heften entnehmen können und halte die ganze Anlage der

Hefte für sehr glücklich. Hoffentlich kommen sie möglichst überall in der

Provinz hin. Reg.-Rat Dr. Fuchs, Königsberg

Eine politische Zeitschrift für das deutsche Voll-, die es sich zur Aufgabe
gemacht hat, überparteilich sachlich und klarer, einfacher Form der staats-

bürgerlichen und weltpolitischen Erziehung der Heimat zu dienen.

Brandenburgische schulzeitnng

krohenununern kostet-los durch den verlagl

Ganz besonders ist der Heimatdienst eben für den Schulunterricht, der

auf selbsttätigkeit des Kindes sich aufbaut, geeignet, da er das Zahlen-

material für Erdkunde und Rechnen — beide Fächer volkswirtschaftlich

gerichtet -— bietet. Staatsbürgerlicbe Erziehung im gesamten Unterricht
wird ebenfalls durch den Heimatdienst belebt-

Vertrauensmann E. Münchow. Rheinsberg (Mark)
Der Heimatdienst ist uns ein dauernd verwertetes. auBerordentlich

bedeutsames Material zur dauernden Orientierung der Osentlichkeit in allen

überparteilichen Fragen. Deutsche volkspartei, Landesverband Lübeck

Das im Heimatdienst verödentlichte Material war mir bei Vorträgen
in der sozialistischen Arbeiterjugend, dem Reichsbanner und meiner

Polizeibeamtenvereinigung sehr wertvoll, dalZ ich es in der Zukunft ungern
entbehren würde. II e i n z s c h ii Bl e r , AltenburgXThür.

Der Heimatdienst ist wirklich eine Wohltat am Volke und die Leitung
sowie dessen schöpfer verdienen sich ehrlich den Dank aller Lehrer und

staatstreuen Deutschen. studienrat Oe illler , Textilfachschule Forst (Laus.)
Der Heimatdienst wird von mir sowie von meinen Kameraden gern

gelesen. Der Inhalt ist eine Belehrung und Aufklärung, die wenigen Worte

und Zahlen bringen mehr wie alle Zeitungen. Ich habe grolZes Interesse am

Heimatdienst und bitte um weitereZusendung. Aloys stützer, Heyderode

Zentral-Verlag C.m.b.H-,Berlin W 35, Potsdamer str. 41
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Soeben erschienen:

Inclusiriofunci
tiouisolnWirtschaiisaoliiik
Grundfragen des Wiederaufbaues von Wirtschaft

und Volksgemeinschaft.

Von Dr. Emil van den Boom.

80 (160) - Rm. 4,——.

J n h alt t« Vorkriegszeit und heute X Aussichten X Natio-

nalisierung XZusammenschlüsseXKapitalbildung XAußen-
handel X Führertum - Anhang: Material und Zahlen.

Man kann bei dieser inhaltreichen Arbeit im Zweifel sein,
was wertvoller für den Benutzer ist: die hundert Seiten

systematische-: Arbeit über die Jnventur unserer Wirt-

schaftskräfteund ihrer Bestrebungen zu Ordnung, Kapital-
bildung, Außenhandel, Treue und Vertrauen in Wirtschafts-
und Arbeitsverhältnis, oder der Materialienanhang, der

nahezu ebenso stark geworden ist, Auszüge aus Dokumenten

zum ersten Teil enthält und dann die wichtigsten statistischen
Zahlen und Daten zusammenstellt. Vor den Wirtschafts-jahr-
büchern und Kalendern zeichnet sich die Schrift dadurch aus,
daß sie in das ganze ungeheure Material, das sie verarbeitet

hat, eine gewisse Ordnung hineinbringt und damit jedem
Wirtschaftler das Material eigentlich erst erschlieszt. Auch dem

politischen Redner bietet die Schrift einen geordneten Stoff.

Volksvereins-Verlag G. m. b. H., M.-Gladbach

verantwortlich fiir den redaktionellen Teil

I I I

slc halten cs old-l mehr noli-l
bei der herrschenden cieldknappheit Tafelbestecke bei Teil-

zahlungsversandgeschäften zu kaufen.

slntl Slc dlll ilck still
Wir liefern unsere Mercos90-silber-Bestecke mit

garantiert 90 gr. Silberauflage in zwölf verschie-

denen. von Künstlerhand entworfenen Dessins

unter Ausschaltung des Zwischenhandels direkt an

Private. Merco-90-Silber-Bestecl(e mit Zojähriger
schriftlicher Garantie sind Qualitätserzeugnisse
allerersten Ranges, in jeder Hinsicht vorbildlich

undeignen sich zu Oeschenlsczwecken ganz vor-

züglich. Wir liefern unsere Merco-90-silber-Be-

stecke gegen 6 monatliche Ratenzahlungen und

berechnen ihnen nicht die fast unerschwinglich
hohen Preise der Teilzahlungsversandgeschäfte.
sondern unsere 0riginal-Engrospreise mit einem

vorläufigen Aufschlag von lOOXspBei pünktlicher

Einhaltung der Monatsraten können Sie an der

letzten Rate wieder 7OA in Abzug bringen. so das

der Oesamiaufschlag auf unsere
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beträgt Bedenken sie diesen Vorteil!

Unzählige staatlich beglaubigte Danks u. Anerken-

nungsschreiben geben lhnen einen Beweis unserer

Leistungsfähigkeit Verlangen sie sofort reichill.
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emüß Pressegesew Ministerialrat Dr. Strahl, Berlin. »-
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